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Probleme der ungarischen Sozialpolitik 

G r u n d l a g e n u n d H a u p t t r i e b k r ä f t e d e r g e w e r b ­
l i c h e n S o z i a l p o l i t i k 

Ungarn ist wirtschaftlich und sozial ein Uber­
gangsland zwischen den hochindustrialisierten Län­
dern Mittel- und Westeuropas und den überwiegend 
agrarischen Staaten des Südostens. Es ist daher 
einerseits vor die sozialen Probleme gestellt, die für 
die Agrarländer des Südostens typisch sind und die 
sich vor allem aus der landwirtschaftlichen Über­
völkerung ergeben. Andererseits hat Ungarn auch be­
reits die sozialen Probleme zu lösen, die aus seiner 
intensiven Industrialisierung im Laufe der letzten 
Jahrzehnte erwachsen sind. 

Nach dem ersten Weltkrieg stellten die Ver­
luste, die Ungarn durch das Friedensdiktat von 
Trianon an Raum und Bevölkerung erlitten hatte, 
die Sozialpolitik vor besonders schwere Aufgaben. 
Ein Land, dessen wirtschaftliche Struktur sich all­
mählich seinem Raum und seiner Bevölkerung an­
gepaßt hatte, wurde über Nacht um mehr als zwei 

Drittel verkleinert. Der Verlust von Arbeitskräften, 
Absatzgebieten und Rohstoffen, wie Eisenerz — 
Ungarn konnte vor 1914 Eisenerz ausführen — , 
Kohle und Holz, entwertete vielfach die industriellen 
Anlagen und zwang viele Arbeiter der jetzt über­
dimensionierten Industrien zu feiern oder auszuwan­
dern. Die Zentralisierung und die Anpassung des 
Verwaltungsapparates beim Staat, im Handel, in der 
Industrie und im Bankwesen an das verkleinerte Un­
garn machten viele Angestellte arbeitslos. Dazu 
kamen latente Sozialrevolutionäre Strömungen, die 
der Umsturz von 1918 entbunden hatte. In der Mitte 
der zwanziger Jahre besserten sich die wirtschaft­
lichen Verhältnisse des verkleinerten Landes; da­
mals leitete der Staat den Ausbau der Sozialpolitik 
ein. Der Ablauf der Weltwirtschaftskrise hat wieder 
einen wirtschaftlichen Rückgang gebracht. Nach 
1934 hat der neuerliche Wirtschaft sauf Schwung die 
staatlichen Bestrebungen auf dem Gebiet der Sozial­
politik sehr begünstigt. 
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Bevölkerung Ungarns nach ihrer Berufszugehörigkeit i), 
Erwerbstätigkeit und sozialen Stellung 

[Übersicht I] 

Beruf szugehörigkeit') der Bevölkerung 

Bevölkerung und Berufsgruppen igzo 1930 

Bevölkerung insgesamt 

davon 

Handel und Geldwesen . . . . 

7.990 
I O O ' O 

SS 7 
ig-i 
"5'4 

4'4 

8.688 
ioo'o 

Si'8 
2 I " 7 

5'4 
3'9 

9-?30 s) 
I O O ' O 

S2'5 
21*3 

5'4 
3'9 

Erwerbstätigkeit der Berufszugehörigen »} 

1920 1930 

Bevölkerung und Berufsgruppen Von 100 Berufszugehörigen1) 
* waren Erwerbspersonen 

davon 

Handel und Geldwesen . . . . 

47/0 

47'8 
44-6 
4S'i 
33'° 

4Ö"0 

45*' 
47-1 
48-2 
33'4 

45-8 3) 

45'1 
46-7 
47'S 
33'2 

Selbständige und unselbständige Erwerbstätige 

Ungarn Deutsches Reich 

Soziale Stellung und Berufsgruppen 1930 *) 1933 Soziale Stellung und Berufsgruppen 
Von 100 Erwerbspersonen 

waren 

Selbständige in der Landwirtschaft . 
Selbständige in anderen Berufen .. . 
Unselbständige in der Landwirtschaft 
Unselbständige in anderen Berufen . 

l8'2 
i3'i 
33"S 
3S'2 

Ö-7 *) 
9-7 

22-1 
«r-5 

i) Erwerb spersonea mit ihren An : 

3 ) Einschließlich der nach dem Wiener» 
Gebiete; — *) Mit Angestellten und 

gehörigen ohne Hauptberuf. — 
Schiedsspruch rückgegliederten 
3eamten in leitender Stellung. 

Haupttriebkräfte der Industrialisierung 
Nationalismus und Industrialisierung 

Wie für viele andere Lebensbereiche Ungarns 
ist auch für seine Wirtschaftspolitik das Jahr des 
Ausgleichs zwischen den Reichshälften • der öster­
reichisch-ungarischen Monarchie, 1867, entscheidend 
geworden. Seitdem war Ungarn besonders bestrebt, 
seine Volkswirtschaft innerlich zu verselbständigen, 
um in der Wirtschaftspolitik, insbesondere im 
Außenhandel, den nationalen Standpunkt immer 
stärker geltend machen z u können. 

Bevölkerungszunahme und Industrialisierung 

Die starke Bevölkerungszunahme und die mit 
ihr zusammenhängende landwirtschaftliche Über­
völkerung war der zweite entscheidende Antrieb zur 
Industrialisierung. Auf dem Gebiete Trianon-
Ungarns lebten 1913 7,885.000 Einwohner, 1930 
8,688.000, 1938 9,082.000 Einwohner. Das ent­
spricht einer Bevölkerungsdichte von 84*7 im Jahre 

• 1913 und von 97*5 im Jahre 1938 1 ). Diese Bevölke­
rungszunahme hat die Dichte der landwirtschaft­
lichen Siedlung ungesund erhöht. Während auf 
100 Hektar Ackerland in Trianon-Ungarn (1938) 

Einschließlich der in den Jahren 1938 bis 1941 

wiedergewonnenen Gebiete beträgt die Bevölkerungszahl 

14,669.000, die Bevölkerungsdichte 85-4. 

72 landwirtschaftlich Berufstätige einschließlich 
ihrer Angehörigen entfielen, war zur gleichen Zeit 
diese Zahl in Deutschland 43, in Frankreich 37. 
Dazu kommt, daß die Hektarerträge bei allen Feld­
früchten — mit Ausnahme von Mais — in Ungarn 
verhältnismäßig niedrig sind. Sie erreichen kaum 
mehr als die Hälfte der deutschen. Die landwirt­
schaftliche Arbeitskraft in Ungarn ist daher nicht 
mehr als zu 70 bis 75 v. H. ausgenützt. Das Gesetz 
vom abnehmenden Bodenertrag hat hier seine sozial 
verhängnisvolle Wirksamkeit entfaltet. Die Abwan­
derung vom Lande in die Stadt und von der Land­
wirtschaft in die Industrie wird dadurch stark be­
günstigt. Budapest allein hat von der natürlichen Zu­
nahme der Volkszahl im Durchschnitt der Jahre 1910 
bis 1930 ein Viertel, in den Jahren 1930 bis 1940 
sogar ein Drittel aufgenommen. 

Vor 1914 hatte die Auswanderung nach dem 
industriellen Westen und nach der Übersee den 
Überschuß der Bevölkerung immer wieder vermin­
dert. Um das Jahr 1910 wanderten jährlich etwa' 
125.000 Menschen aus. Schon damals hat man die 
Auswanderung als ein nationalpolitisches Übel an­
gesehen. Die Auswanderung konnte nur durch eine 
allgemeine Intensivierung der Volkswirtschaft, also 
sowohl durch eine Verbesserung des Landbaues und 
Schaffung neuen Kulturlandes, als auch durch den 
Aufbau einer eigenständigen wettbewerbsfähigen 
Industrie eingedämmt werden. Als sich nach 191S 
die Überseeländer gegenüber der südosteuropäischen 
Einwanderung praktisch völlig abschlössen, wurde 
die Schaffung neuer Beschäftigungsmöglichkeiten im 
eigenen Land noch dringlicher. 

Die Industrialisierung in Ungarn ist unver­
gleichlich stärker als in West- und Mitteleuropa das 
Werk staatlicher Wirtschaftspolitik, j a des Staates 
selbst. D_ie Entwicklung einer Industrie aus hand­
werklichen Ansätzen war in Ungarn kaum gegeben. 
Der Aufbau einer Industrie erwies sich sogar vom 
ideologischen und auch vom sozialpsychologischen 
Standpunkt als das Eindringen einer weitgehend 
fremden Lebensform in den ungarischen Volkskör­
per. Man hat bei' der Verfolgung der wirtschafts­
politischen und sozialen Entwicklungslinien oft den 
Eindruck, daß die Industrie Ungarns lange Zeit und 
zum Teil wohl auch heute noch einen Lebenskreis 
darstellt, der außerhalb des organischen Wachstums 
des völkischen Lebens steht. Daran ändert auch <jie 
Tatsache nichts, daß vor allem die unselbständigen 
Elemente des Landvolkes immer stärker in die Indu­
strie strömen. 

Diese Fremdheit der industriellen Lebensform 

wurde noch dadurch verstärkt, daß fast die stärksten 
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Kräfte, die bei den industriellen Gründungen mit­
wirkten, außerungarischer Herkunft waren: ein 
großer Teil der Unternehmer, der überwiegende Teil 
der Facharbeiter und des Kapitals. Sie alle kamen 
vorwiegend aus der österreichischen Reichshälfte. 
Die außerordentliche Förderung, die die industriel­
len Unternehmungen in Ungarn genossen, veran­
laß te manchen Unternehmer, nicht zuletzt aus dem 
sudetendeutschen Raum, sich in Ungarn als Gründer 
zu betätigen. Diese Tendenz wurde auch dadurch 
verstärkt, daß die Industrie des österreichisch­
ungarischen Raumes bestrebt war, sich nach dem 
Südosten auszuweiten. 

Folgen für die Sozialpolitik 

Infolge der späten Industrialisierung konnte 
Ungarn die Errungenschaften der westlichen Indu­
strie (teilweise wenigstens) schon fertig übernehmen, 
zugleich damit aber auch die soziale Problematik, 
die (schon in den Grundlinien erkennbaren) sozial­
politischen Systeme und die ausgebildeten sozialen 
Doktrinen der westlichen Industriestaaten. Der Ein­
fluß des Auslandes war besonders groß, weil der 
ursprüngliche Stock gewerblicher Facharbeiter sich 
vor allem aus Ausländern zusammensetzte. 

So hat Ungarn die allgemeine Sozialversiche­
rung als drittes Land in Europa, schon sieben Jahre 
nach ihrer Verwirklichung in Deutschland durch 
Bismarck, eingeführt. Wir werden deshalb in der in­
dustriellen Sozialpolitik Ungarns nicht allzuviel 
Originelles finden. Die ungarische gewerbliche 
Sozialpolitik führte vorerst, wie die Industrie selbst, 
ein Sonderdasein im sozialen Leben Ungarns. Erst 
in der jüngsten Zeit wird die Einheit der sozialen 
Problematik tatkräftig berücksichtigt. 

Die kapitalmäßige Überfremdung der ungari­
schen Industrie hemmte freilich vielfach auch die 
entschlossene Durchführung sozialpolitischer Maß­
nahmen. Ungarn war durch seine Schuldner Stellung 
gegenüber dem ausländischen Kapital genötigt, die 
Produktionskosten niedrig zu halten, um eine aktive 
Handelsbilanz zu sichern. Forderungen nach Lohn­
erhöhung stießen daher, vor allem in der Landwirt­
schaft, die am Weltmarkt wettbewerbsfähig bleiben 
mußte, vielfach auf den Widerstand der Wirtschafts­
politik. 

Bei diesem Sozialaufbau konnten sich im poli­
tischen Leben Ungarns Gedanken und Pläne für 
eine durchgreifende Sozialreform nur schwer durch­
setzen. Außerdem gab die sozial und politisch füh­
rende Schicht dem sozialen Leben einen stark kon­
servativen Charakter. Der Einfluß der liberalen 
Gedankenwelt war dabei groß genug, um auch jene 

sozial reformatorischen Gedanken, die in anderen 
Ländern gerade von den konservativen Kreisen aus­
gingen, zu keiner praktischen Wirkung kommen zu 
lassen, mochten diese dort auch nicht in viel mehr 
bestehen als in der Weckung des sozialen Gewissens 
gegenüber dem sozialen Fortschrittsfatalismus des 
liberalen Denkens. Hingegen lag unter den Voraus­
setzungen in Ungarn der Gedanke einer patriarcha­
lischen Betriebsführung nahe, der in sozialpolitischer 
Hinsicht manche Früchte getragen hat und vielfach 
die gesunde Wurzel auch der staatlichen Sozial­
politik wurde. 

Die sozial-konservative Grundeinstellung trat 
nach der Überwindung des Bolschewismus wieder 
stark hervor. Gleichzeitig aber konnten die Gedanken 
eines nationalen Sozialismus oder Faschismus sich 
noch nicht entscheidend durchsetzen, wenn sie auch 
auf das soziale Denken und Planen befruchtend ge­
wirkt haben. Die antiliberale und antimarxistische 
Strömung wirkte sich mehr in einer Wendung zu 
christlich-konservativen SoziaHdeen aus und in einer 
Hinneigung zu einem weniger staatlich zentralisier­
ten als landschaftlich dezentralen System in der Be­
handlung der sozialen Fragen, bei der man die 
Initiative zur sozialen Neugestaltung stärker in die 
kleinen Kreise des gesellschaftlichen und staatlichen 
Lebens verlegt. * 

D i e i n d u s t r i e l l e A r b e i t e r s c h a f t . W i r t s c h a f t l i c h e 
L a g e u n d G e s t a l t 2 ) 

Die Facharbeiter kamen, wie erwähnt, zum 
überwiegenden Teil aus dem Ausland oder waren 
wenigstens nicht ungarischer Volkszugehörigkeit; 
sie erhielten dadurch in Ungarn von vornherein 
eine Sonderstellung. Durch den Mangel an Fach­
arbeitern in der neu aufstrebenden Industrie 
bildeten die überwiegend ausländischen Facharbeiter 
gleichsam eine „Aristokratie des Proletariates" 2) — 
und als solche den Grundstock der Arbeiterorganisa­
tionen. Die Hilfsarbeiter dagegen strömten immer 
stärker aus dem unselbständigen proletarisierten 
Landvolk in die industriellen Zentren, fanden aber 
nur seltener den Weg in die Facharbeiterschaft. 

Diese Erscheinung, die teilweise bis in die 
Gegenwart wirkt und der Facharbeiterschaft eine 
eigentümliche Geschlossenheit verleiht, hat vor allem 
den Lohnaufbau stark beeinflußt. Das ist sozial­
politisch besonders wichtig, weil die Gestaltung der 
Löhne der ungarischen Industrieax"beiter im Vorder-

' ) V g l . hierzu v o r al lem: Milmtsky, Mark, D i e A r ­

beiterschaft in e inem industrialisierten A g r a r l a n d , in: Inter­

nationale Rundschau der Arbei t , r. Jg . (1939), H e f t 4, 

S- 305 ff-
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gruncl der. sozialpolitischen Forderungen steht. Zu 
ihrer planmäßigen Behandlung hat die ungarische 
Sozialpolitik durchaus originelle Methoden • ent­
wickelt. Freilich reicht der sozialpolitische Einfluß 
allein nicht aus, um den Lohnaufbau zu erklären. 
Die Grundlage der Lohnstruktur bildet auch in Un­
garn der Aufbau der Volkswirtschaft überhaupt und 
der Schweipunkt liegt offensichtlich weit mehr im 
landwirtschaftlichen als im industriellen'Bereich. 

Lohnaufbau und Entwicklung der Löhne 

Der Lohnaufbau in der ungarischen Industrie 

ist vor allem durch drei Merkmale gekennzeichnet: 

1. Durch das im Vergleich zu Mittel- und West­
europa niedrige Lohnniveau. 

2. Durch den großen Unterschied zwischen den 
Löhnen der Facharbeiter und der Hilfsarbeiter. 

; 3. Durch den großen Unterschied zwischen den 
Löhnen, in der Hauptstadt und in der Provinz. 

Diese drei Merkmale sind übrigens in ihrer 
charakteristischen Bedeutung durch die Erfolge der 
staatlichen Lohnpolitik im Laufe der letzten Jahre 
allmählich zurückgegangen. 

Die absolute' Höhe der Löhne war durch Krieg 
und Wirtschaftszyklen starken Veränderungen unter­
worfen. 

Unmittelbar nach dem Weltkrieg (1918/19) war 
der Lebensstandard in Ungarn gegenüber 1913 beim 
Arbeiter auf die Hälfte bis ein Drittel gesunken, 
beim Angestellten sogar auf ein Drittel bis ein Fünf­
tel und beim öffentlichen Angestellten sogar noch 
tiefer. 

Durch die Anpassung der Löhne der Industrie­
arbeiter an den Index der. Lebenshaltungskosten er­
reichten allerdings die Löhne bald wieder ein 

"Niveau, das einen' Lebensstandard wie vor dem 
Weltkrieg sicherte. Einen nochmaligen Rückschlag 
erhielten die Löhne durch die Agrarkrise und erst 
nach 1936 haben sie sich wieder langsam erholt 
(vgl. Übersicht II). 

Entwicklung der Arbeiterlöhne tn der Industrie 
[Übersicht II] 

Jahr 

Durchschnittl. Tages­
verdienst der bei dem 
Landes-Sozialversiche-
rungsi nstitut versi ch er-

ten Arbeiter 

Realer 
Arbeitslohn 

(Statistisches 
Zentralamt) Jahr 

1913 = IOO 

1929, 109-4 93-1 
1930 107-6 IOI-2 
'935 83-0. gro 
1937 95'7 93'4 
'938 100-3 97'3 
1939 log-i 107-4 
1941 I30'7 J O O - S 

Quelle: Berechnet nach Angaben d. Magyar Statisztikai 
Szenile, Budapest 

Die Löhne Ungarns gegenüber Mittel- und Westeuropa 

Die Höhe der Löhne ergibt sich in erster Linie 
aus der Stellung der ungarischen Volkswirtschaft im 
europäischen Wirtschafts räum, die als Übergangs­
steil urig zwischen dem industriellen Westen und dem 
agrarischen Osten gekennzeichnet wurde. 

Ein deutliches Bild der Übergangs Stellung Un­
garns zeigt zunächst der Vergleich zwischen ' den 
Durchschnittseinkommen pro Kopf der Bevölkerung 
verschiedener europäischer Länder 3 ) (vgl. Über­
sicht III) . 

Volkseinkommen einiger Lander pro Kopf der Bevölkerung 
[Übersicht III] 

Länder Peiigö Ungarn = 100 

418 IOO 
329 78 
3ß4 9' 

Bulgarien {1935) . . . . . . . . . . . '247. 59 
249 60 
974 233 

'-527 365 
1.078 258 
3-030 725 

Quellen: Mitnitsky, M., a . a . O . — Für Bulgarien : T.chakaloff, A., 
Sofia. — Für Slowakei: Kra.ji.ovii, V., Preßburg. 

Aber auch ein Vergleich der nominalen und realen 
.Löhne zeigt, daß die Lohnlage der Arbeiterschaft in 
Ungarn gegenüber anderen Ländern den Verhält­
nissen der gesamten .Wirtschaftslage, wie sie sich 
in den Durchschnittseinkommen äußert, entspricht 
(vgl. Übersichten I V und V ) . 

Stundenlöhne in Ungarn und in Westeuropa 
in Schweizer Franken lj [Übersicht IVJ 

Industriezweige . 
Budapest Lyon London 

Industriezweige . 

1 9 3 6 1938 1939 1 9 3 6 1 9 3 8 1 9 3 6 1 0 3 8 1 9 3 9 

Maschinenindustrie 
Monteur u. Dreher • 
Hilfsarbeiter . . . . 

0 - 7 1 

0 - 4 2 

1 - 0 4 

0-58 
I'OI 
o"S4 

i;z8 
a'87 

1 - 2 0 

0-84 

i-öt 
I '2I 

i-53 
r i6 

Baugewerbe 
0-65 
° -37 

0-89 
0"49 

0-96 
0-48 

t ' 4 0 

'•IS 
1 - 3 1 
I'IO 

1-40 

-1-05 
1-87 

[•40 

1 ' 7 3 

l-3g 

Elektr. Erzeugung 

Hilfsarbeiter . . . . 
o-79 
0-64 

i 'ii 
o'94 

i-o8 

0-84 
3-35 - i - 5 4 

i'iS 
2'00 . - 8 5 

1'39 
Ve r v ielfält. - Gewerbe 

Maschinensetzer . , 
H i l f s a r b e i t e r . . . . 0-96 

2 - 7 9 
I-2I 

2-58 

1-29 
1 - 1 3 1 -24 1*69 

1 - 2 5 

2*28 

r68 
2 ' 1 • 

i'S5 

• i) .Notierung in Zürich, für Budapest Devisenkurs der 
ungarischen Nationalbank. — Quelle: Revue Internationale du 
Travail, Genf. , 

Lohnunterschiede zwischen Facharbeitern und Hil fs­
arbeitern und zwischen Stadt und Land 

Die landwirtschaftliche Übervölkerung drückte 
die Einkommen der in der Landwirtschaft Tätigen, 
vor allem aber die Löhne der Landarbeiter stark 

3 ) D a ß die Höhe der Volkseinkommenszahlen der ein­

zelnen L ä n d e r ~~ v o n den verschiedenen Methoden der B e ­

rechnung g a n z abgesehen — auch von Umständen abhängt, 

die mit dem Nominale inkommen der B e v ö l k e r u n g nichts z u 

tun haben, muß hier außer Betracht bleiben (öffentliche 

Erwerbseinkünfte , unverteilte Gesellscbafisgewinne). 

http://Kra.ji.ovii
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Anzahl der Arbeitsstunden, die zum Erwerb des „Lebens­
mittelkorbes" notwendig sind (Reallöhne) 1) 

[Übersicht V] 

Industriezweige 

Maschinen in dustrie 
Dreher 

'936 
'936 
'939 

Hilfsarbeiter 
I 9 3 Ö 

1938 . . 
1939 

Baugewerbe 
Maurer 

1936 - - •, 
1938 
1939 

Taglöhn er 
I 9 3 Ö 

1938 
1939 

Elektr. Erzeugung 
Monteur 

1936 
1938 
1939 

Taglöhner 
1936 
1938 

' 1939 
VervieHältigungsgewerbe 

Maschinensetzer 
193Ö . 
1938 
1939 . -. 

Hilfsarbeiter 
I 9 3 Ö 

1938 
'939 

Budapest Lyon 

100 
:oo 
IOO 

IOO 
IOO 
100 

100 
100 
100 

ioo 
100 
IOO 

IOO 
IOO 
IOO 

IOO 
IOO 
100 

100 
100 
IOO 

IOO 
I 00 
IOO 

70 

63 

25' 
176 

London 

55 
54 
58 

44 
40 
40 

43 
40 
49 

33 
29 
32 

123 
102 
107 

71 
Co 
73 

') Berechnet auf Grund der Löhne und Kleinhandelspreise 
vom Oktober der betreffenden Jahre. — Quelle: Revue Internationale 
du Travail, Genf. 

herab. Nun ist die Zahl der Unselbständigen in der 
ungarischen Landwirtschaft besonders hoch. Von der 
in der Landwirtschaft tätigen Bevölkerung Trianon-

Landwirtschaftliche Löhne in Ungarn 
[Übersicht VI] 

Jahr 
(Durchschnitt) 

1929 
1930 
1935 
1537 
1939 
1941 

März 1942 
Juni 1942 . 

Arbeiter Arbeiterinnen Kinder 

Taglöhne in PengÖ ') 

3-08 
2-68 
1*37 
1-85 
2 - 2 I 

3'24 
3 ' 3 I 

5'35 

2-28 
i'go 
1-07 
i'37 
1*62 
2-39 
2'45 
3-89 

I " I 2 

i-6g 
1-73 
2-75 

") Ab 1939 auf Grund der monatlichen Berichte der landwirt­
schaftlichen Inspektorate. 

Festsetzung der Mindest- und Höchstlöhne 

(Richtlinien des ungarischen Landes-Lohnfestsetzungs-Ausschusses 
vom 24. 1. 1943 zur Anpassung der landwirtschaftlichen Löhne an die 

allgemeine Lohnerhöhung in der Industrie). 
Taglöhner 

1943 Mindesttaglohn ') d. Arbeiter d. t. Lohnklasse 3*40—4-32 Pengö 
Höchsttaglohn s) „ „ „ 1. „ 3 ' 0 0 — 5 ' 4 ° ... 
Bei besonders schweren Arbeiten sind Zuschläge vorgesehen. 

Saisonarbeiter 

1943 Mindestgeldlohn 12-— Pengö monatlich 
Höchstgcldlohn 30-~ „ ' „ 

1942 Mindestgeldlohn 12'— „ » 1 (unter Einschluß der 
1941 „ 8 - — „ „ I gewährten Prämie) 

Saisonarbeiter erhalten außer dem Geldlohn Verköstigung und 
einen Naturallohn, die unverändert geblieben sind. 

Gesinde 

1-943 Mindestgeldlohn 180-— Pengö jährlich (zugl. Höchstgeld lohn) 
1940 „ 6o -— „ „ 

. Das Gesinde hat außerdem einen Naturallohn und freie Wohnung. 

') Die Mindestlönne sind jetzt um 20—25 v. H. höher als 1940. 
a ) Die Höchstlöhne sind jetzt um 35—43 v. H. höher als die im 

März 1941 erstmalig festgesetzten Höchstlöhne. 

Ungarns waren 1930 nicht weniger als zwei Drittel 
landwirtschaftliche Arbeitnehmer. Viele davon 
haben allerdings landwirtschaftlichen Kleinbesitz, 
der jedoch zur wirtschaftlichen Selbständigkeit nicht 
ausreicht. Diese landwirtschaftlichen Arbeitnehmer 
sind es vor allem, die vom Lande weg in die Indu­
strie drängen, wo sie zuerst einmal als Hilfsarbeiter 
untergebracht werden (vgl. Übersicht V I ) . 

Der Strom dieser ländlichen Hilfsarbeiter zur 
Industrie überträgt den Druck, der auf den landwirt­
schaftlichen Löhnen lastet, zum Teil auch auf die 
Löhne der industriellen Hilfsarbeiter. Da diese 
Hilfsarbeiter aber nur in geringem Maße den Weg 
in die Facharbeiterschaft finden, bleiben deren Löhne 
unberührt von diesem Zustrom der ländlichen Hilfs­
arbeiter. Der Facharbeitermangel wird eine Dauer­
erscheinung und hält die Löhne der Facharbeiter 
verhältnismäßig hoch (vgl. Ubersicht V I I ) . 

Durchschnittliche Stundenlöhne der Fach- und Hilfs­
arbeiter in Budapest und in der Provinz 1) 

[Übersicht VII] 

Arbeitergruppen 
in verschiedenen 
Industriezweigen 

Budapest Provinz 
Arbeitergruppen 
in verschiedenen 
Industriezweigen 

1935 1937 1939 .1941 1935 1937 1939 1941 
Arbeitergruppen 
in verschiedenen 
Industriezweigen 

in Filier in Filier 

Facharbeiter 

Nahrungsmittelindustrie 
Bäckergehilfe 72 es 82 98 47 44 47 79 

Metallindustrie 
93 88 122 55 69 96 

Maschinenschlosser . . . 70 • 70 75 48 44 .66 
. Werkzeugschlosser . . . 

70 
71 &7 107 52 73 77 

Maschinenindustrie 
Mechaniker 66 93 1.03 . 54 83 75 

Baugewerbe 
Maurer . . . . . . . . . 67 66 83 96 48 54 67 76 

Texti 1 i ndu stri e 

Weber } 53 45 
51 

' 56" 
59 }ö9 35 41 

47 
48 
54 }* 

Vervielfältigungsgewerbe . 
Maschinensetzer . . . . 231 216 198 251 1 3 3 11S 116 157 

Hilfsarbeiter 

Nahrungsmittelindustrie . 45 41 4i 49 28 25 3i 42 
3Ö 3 3 40 56 22 20 34 41 

Maschinen Industrie . . . . 39 37 45 53 26 27 35 46 
32 34 41 51 19 30 3ö 37 
38 38 

84 
47 5« 22 27 3 1 45 

VervieHältigungsgewerbe . 84 
38 
84 86 103 44 38 54 72 

J ) Ergebnisse der repräsentativen Arbeitslohnstatistik (vom 
1. Oktober d. betr. Jahres) vom Kgl. Ung. Statistischen Zentralamt. 

Dem Ubergang zum Facharbeiter stehen man­
nigfache Hindernisse entgegen. Menschlich handelt 
es sich dabei um die Hemmungen, die im ungari­
schen Vo'lkscharakter liegen. Der Besuch von Fach­
schulen für Industrie- und Bergarbeiter, die die 
wichtigste sozialpolitische Brücke vom landwirt­
schaftlichen Arbeiter zum industriellen Facharbeiter 
darstellen könnten, ist z. B. sehr unbefriedigend. 
Das dürfte zum Teil allerdings auch organisatorische 
Ursachen haben. Die Einrichtungen, wie Fach­
schulen, Kurse, Wanderlehrer u. dgl., entsprechen 
nämlich nicht ganz den1 industriellen Bedürfnissen. 

15* 
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Die meisten Fachschulen sind für die Erhaltung des 
ländlichen Handwerks und Heimwerks gedacht. 

Die steigende Mechanisierung des industriellen 
Arbeitsganges mit ihrem vermehrten Bedarf an an­
gelernten und ihrem verminderten Bedarf an Fach­
arbeitern, beginnt hier in der jüngsten Zeit die Lohn­
unterschiede zwischen den gelernten und nicht ge­
lernten Arbeitern einzuebnen. 

Die regionalen Lohn unterschiede vor allem 
zwischen Budapest und Provinz sind einerseits durch 
die niedrigeren Lebenshaltungskosten auf dem 
Lande, andererseits dadurch bedingt, daß der Lohn­
druck durch die landwirtschaftlichen Arbeiter sich 
in der Provinz unmittelbar auf die gewerbliche 
Wirtschaft überträgt. 

Diese Erklärung des Lohnunterschiades zwi­
schen Hilfsarbeiter und Facharbeiter einerseits und 
zwischen Budapest und der Provinz andererseits muß 
noch ergänzt werden durch den Hinweis auf das 
Organisationswesen der Arbeiterschaft, das seine 
Wirksamkeit in erster Linie auf die Hauptstadt und 
deren industrielle Umgebung erstreckt. 

Gewerkschaften und Lohnbildung 

Der Anfang einer sogenannten Arbeiter­
bewegung fällt in Ungarn mit dem Beginn einer 
intensiveren Industriepolitik zusammen. Die ersten 
Arbeiter Vereinigungen sind allerdings erst in den 
achtziger Jahren des vorigen Jahrhunderts gegründet 
worden und es ist wiederum bezeichnend, daß es 
ausländische Arbeiter waren, die sie gründeten, und 
daß es Doktrinen des industrialisierten Westens 
waren, die ihnen das ideologische Gefüge gaben. Die 
erste einflußreichere Gründung, die mit einem 
Schlage auch hier die sozialen Probleme des .indu­
striellen Lebens ins öffentliche < Bewußtsein rückte, 
war der radikal-revolutionäre Pester Allgemeine 
Zentral-Arbeiterverein Lassallescher Prägung. Er ist 
die eigentliche Wurzel des ungarischen Gewerk­
schaftswesens. Mit der Gründung der sozialdemokra­
tischen Partei im Jahre 1S90 geht hier, wie überall, 
der entscheidende Einfluß auf den Marxismus über. 

Kennzeichnend für die Struktur der ungarischen 
Arbeiterschaft ist es, daß nicht weniger als rund 
80 v. H. der organisierten Industriearbeiterschaft 
Ungarns auf die Hauptstadt entfallen. Die Arbeiter 
der Provinz hingegen, und vor allem wiederum die 
landwirtschaftlichen Arbeiter, bleiben auch organi­
sationslos, nachdem sie als industrielle Hilfsarbeiter 
in die Industrie eingeströmt sind. Im wesentlichen 
umfassen daher die gewerkschaftlichen Organisa­
tionen nur die Facharbeiter des industriellen Sek­
tors der ungarischen Volkswirtschaft. So kamen die 

wirtschaftlichen und sozialpolitischen Erfolge der 
Gewerkschaftsbewegung in erster Linie und unmit­
telbar nur dieser Kategorie der Arbeiterschaft zugute. 
Eigentlich schöpferische Kräfte für den systemati­
schen Ausbau der Sozialpolitik Ungarns sind von 
den Gewerkschaften höchstens insofern ausgegangen, 
als sie es in den ersten Jahren nach dem Zusammen­
bruch von 191S verstanden, eine Zusammenarbeit 
mit der Unternehmerschaft in Fragen der Lohn­
politik herbeizuführen (Lohn-Indexsystem). 

Daß die Gewerkschaften ihre sozialpolitischen, 
insbesondere ihre lohnpolitischen Erfolge einer 
durchgreifenden Organisation oder ihrer zahlen­
mäßigen Bedeutung innerhalb der industriellen 
Arbeiterschaft des Landes verdanken, ist unter den 
gegebenen Voraussetzungen nicht anzunehmen. Man 
rechnet damit, daß nicht mehr als etwa 10 v. H. der 
gewerblichen und industriellen Arbeiterschaft Un­
garns gewerkschaftlich organisiert ist. Nur in der 
Vervielfältigungsindustrie steigt dieser Anteil auf 
nahezu 50 v. H. Der außerordentliche Unterschied 
zwischen den Durchschnittslöhnen des Vervielfälti­
gungsgewerbes und den anderen Zweigen der Indu­
strie, der in der oben angeführten Tabelle ersichtlich 
wird, zeigt jedoch, daß die Stellung der Gewerk­
schaften im Kampf um den Lohn keineswegs allzu 
gering eingeschätzt werden darf. Es handelt sich 
beim Vervielfältigungsgewerbe allerdings um die 
älteste und festest organisierte Gewerkschaft, die es 
als einzige verstanden hat, ihren Einfluß auch auf 
die Hilfsarbeiterschaft auszudehnen, und zwar so 
stark, daß hier die Löhne weit über denen in anderen 
Zweigen der ungarischen Wirtschaft liegen. 

Wenn nun die Erfolge der Gewerkschaften nicht 
ihrer zahlenmäßigen Stärke zugeschrieben werden 
können, so Hegt ihre Wirksamkeit offenbar in den 
allgemeinen sozialwirtschaftlichen Voraussetzungen. 
In der Tat gab der Mangel an Facharbeitern den 
Gewerkschaften einen größeren Einfluß, als ihre Mit­
gliederzahl vermuten läßt. Gleichzeitig aber gab auch 
die weitgehende Förderung, die die Industrie seitens 
der staatlichen Wirtschaftspolitik erfuhr, den Unter­
nehmern die Geneigtheit und die Möglichkeit, den 
Lohnforderungen der Gewerkschaften entgegenzu­
kommen. Daß dabei die Erfolge der Gewerkschaften 
fast ausschließlich der Facharbeiterschaft zuflössen, 
hat der Lohnaufbau gezeigt. 

Vor dem ersten Weltkrieg war es den Gewerk­
schaften Ungarns gelungen, ein recht ausgedehntes 
System von kollektiven Arbeitsverträgen aufzu­
bauen. Allerdings scheint der kollektive Arbeitsver­
trag in Ungarn niemals jene grundsätzliche Rolle 
gespielt zu haben, die ihm in ausgesprochenen Indu-
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strieländern zugeschrieben werden kann. Über seine 
Ausbreitung gibt es mangels einer Tarifstatistik 
keine zahlenmäßigen Aufstellungen. Jedenfalls tritt 
gegenwärtig die Bedeutung der kollektiven Verträge 
gegenüber dem neuen Weg der Lohnbestimmung in 
Ungarn gänzlich in den Hintergrund. 

Auch ist die rechtliche Stellung der ungarischen 
Gewerkschaften für die Entfaltung ihrer Wirksam­
keit außerordentlich ungünstig. Zwar gilt in Ungarn 
der Grundsatz der Koalitionsfreiheit, tatsächlich sind 
aber den Gewerkschaften durch die Gesetzgebung 
enge Schranken gesetzt. Sie unterstehen einem Ver­
einsgesetz und. sind bei ihrer Gründung an den 
ausdrücklichen Verzicht auf den Streik als Mittel 
zur Verbesserung der Arbeitsbedingungen gebun­
den, dem allerdings auch ein grundsätzliches Aus­
sperrungsverbot für die Unternehmer gegenüber­
steht. Der wirtschaftlichen Funktion der Gewerk­
schaften ist rechtlich wenig Rechnung getragen und 
der Kollektivvertrag als Rechtsinstrument nicht an­
erkannt. 

Ideologisch gesehen gibt es in Ungarn eigent­
lich nur die beiden Richtungen der sozialdemokrati­
schen und christlichen Gewerkschaften. Nationale 
Gewerkschaften im modernen Sinne, die etwa'dem 
Nationalsozialismus oder Faschismus angenäherte 
Gedanken und soziale Programme verträten, gibt es 
nur in ganz unbedeutendem Ausmaß. Die sozial­
demokratische Gewerkschaftsbewegung zählte im 
Jahre 1938 110.346 Mitglieder; die Stärke der 
christlichen Gewerkschaften betrug um die gleiche 
Zeit 48.200. Es ist jedoch verständlich, daß, ange­
sichts der oben dargestellten grundsätzlichen Ein­
stellung des sozialen Denkens im heutigen Ungarn, 

^der Einfluß der christlichen Gewerkschaften größer 
ist, als ihrer Mitglieder zahl entsprechen würde. 
Auch hat sich das Verhältnis der Mitgliederzahlen 
im Laufe der letzten Jahre auffallend zugunsten der 
christlichen Gewerkschaften verschoben. Noch in der 
Zeit zwischen 1925 und 1930 konnte man mit einem 
Stärkeverhältnis zwischen den beiden Gewerkschafts­
richtungen von 1 : 10 rechnen. 

Bei Betrachtung der wirtschaftlichen Lage der 
industriellen Arbeiterschaft Ungarns und der Kom­
ponenten der Lohnbildung liegt nun noch die Frage 
.nahe, ob die zweifellos vorhandene Arbeitslosigkeit 
während der schweren Krisenjahre 1929 bis 1933 
einen wesentlichen Einfluß auf die Gestaltung der 
Löhne ausgeübt hat. Die Frage drängt sich um so 
mehr auf, als es eine staatliche Fürsorge oder eine 
staatliche Versicherung für den Fall der Arbeits­
losigkeit in Ungarn bis heute nicht gibt. Von den 
sogenannten rein wirtschaftlichen Faktoren der 

Lohnbildung aus gesehen, hätte die Arbeitslosigkeit 
das Lohnniveau in unvorstellbarem Maße herab­
drücken müssen. Da eine statistische Erfassung der 
Arbeitslosigkeit fehlt, ist man zur Feststellung der 
tendenziellen Bewegung auf die Veröffentlichungen 
der Gewerkschaften angewiesen (vgl. Über­
sicht V I I I ) . 

Arbeitslosigkeit und Beschäftigung 
[Übersicht VIII] 

Jahr 
(Stand 

jeweils im 
Dezember) 

Zahl der Arbeitslosen bei den 
Zahl der Mit-

glieder der 
Sozialversiche­
rungsinstitute . 

(in 1000 Personen) 

Jahr 
(Stand 

jeweils im 
Dezember) 

sozialdemokra­
tischen und 

christlich-
sozialen ') 

Gewerk sc haften 

Arbeits­
vermittlungs-

ämtern 

Zahl der Mit-
glieder der 

Sozialversiche­
rungsinstitute . 

(in 1000 Personen) 

1929 20.2SS 965-5 
1930 25.588 934*5 
193S 19.37a 33-788 933'8 
1937 17.374 29.699 1.045-1 
'939 13-133 24.847 1.232-5 
1940 11.958 22.838*) 1.307-9 
1941 12.920 14.438«) 1.613-4') 
1942 a) S.812») 8.546') «) 

') nur Budapest. — s ) November. — *) November 1941: 9345. 
*) November 1941: 14.930. — a ) Einschließlich Nordsiebenbürgen und 
Ostungarn. —• a ) Einschließlich der Südgebiete. — T) Einschließlich 
Oberungarn, Karpatenland, Nordsiebenbürgen und Ostungam. 

In diesen Zahlen spiegelt sich das Auf und Ab 
der industriellen Konjunktur deutlich wider. Daß 
dies auch für die Lohnbildung weitgehend zutrifft, 
haben wir oben gesehen, wenngleich wir für das Jahr 
1935 trotz deutlichen Äbsinkens der Arbeitslosigkeit 
einen gleichzeitigen Tiefstand des nominalen und 
realen Lohnes feststellen können. 

A u f b a u d e r S o z i a l p o l i t i k 

Die sozialpolitischen Maßnahmen in Ungarn 
beruhen nicht auf einem sozialen Grundgesetz, wie 
im Deutschen Reich auf dem Gesetz zur Ordnung 
der nationalen Arbeit oder in Italien auf der Carta 
del Lavoro. Sie entstanden vielmehr durch den Aus­
bau der äußeren Hilfs- und Schutzbestimmungen, 
die schon gegen Ende des vergangenen Jahrhunderts 
eingeleitet worden waren und vor 1914 in allen indu­
strialisierten Volkswirtschaften • sich ähnlich ent­
wickelt hatten. Andererseits stellen sie spontane, von 
Fall zu Fall unter dem Drange aktueller Fra­
gen gefaßte Entschlüsse dar. Zum Teil sind sie auch 
aus den Anregungen und Beschlüssen der internatio­
nalen sozialpolitischen Organisationen hervorgegan­
gen, denen Ungarn als Mitglied angehört. Die in un­
zähligen Gesetzen und Verordnungen verstreuten 
sozialpolitischen Vorschriften entsprechen vorläufig 
im großen und ganzen den wichtigsten Erforder­
nissen des Landes und stellen Ungarn vielfach in 
eine Reihe mit den industrialisierten Volkswirtschaf­
ten des Westens. 
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Die'Regsamkeit der 'ungarischen Sozialpolitik 
war stark' von der allgemeinen wirtschaftlichen Kon­
junktur beeinflußt; In Aufschwungzeiten wurden 
stets eine Reihe neuer sozialpolitischer Einrichtun­
gen getroffen, während in den Zeiten wirtschaft­
lichen Niedergangs sich das Bestehende nur mühsam 
erhielt. Schon lange vor dem ersten Weltkrieg er­
folgten in den Jahren starker Industrialisierung auch 
entscheidende'sozialpolitische Neueinrichtungen. Das 

,.Erste und Zweite Industrieförderungsgesetz (18S1 
,und 1907) fielen mit wichtigen sozialpolitischen Maß­
nahmen zeitlich zusammen. Die Förderung der Indu­
strie durch die staatliche Wirtschaftspolitik gab in­
dustriellen Neugründungen starken Antrieb und ver­
ursachte eine große Nachfrage nach Facharbeitern. 
Der .auf diese Weise zunehmende Einfluß der Ar­
beiterbewegung und die Bereitwilligkeit der Unter­
nehmer haben die Fortschritte der Sozialpolitik in 
dieser Zeit erleichtert. Später wurden die sozialpoli­
tischen Bestrebungen nochmals durch den wirtschaft­
lichen Aufschwung und die Industrialisierung in den 
Jahren nach der Inflation bis zur Weltwirtschafts­
krise und nach der Weltwirtschaftskrise bis zum 
Ausbruch des gegenwärtigen .Krieges gefördert. Die 
fruchtbarste Zeit für die Sozialpolitik liegt wegen 
der intensiven Industrialisierung zwischen 1933 
und 1939. 

e 

A n f ä n g e einer Sozialpolit ik im modernen Sinn gehen 

in U n g a r n sehr weit zurück. Schon im Jahre 1840 w u r d e in 

U n g a r n als erstem L a n d der W e l t die Kinderarbei t in den 

F a b r i k e n gesetzlich geregelt und v o r allem die Höchst­

arbeitszeit für K i n d e r und Jugendliche bis zum Sechzehnten 

L e b e n s j a h r festgelegt. E i n abgerundetes S y s t e m sozial­

politischen K i n d e r - und Jugendschutzes entstand aber erst 

nach dem ersten W e l t k r i e g . 

D i e Industrie entwickelte sich in U n g a r n zwischen 

1850 und 1860 so schnell, daß die große N a c h f r a g e ' nach 

A r b e i t s k r ä f t e n die Gestaltung der Arbeitsbedingungen 

(Arbeits lohn und -zeit) außerordentlich g ü n s t i g beeinflußte. 

D i e Verschlechterung der wirtschaftl ichen L a g e und die 

daraus folgende S ä t t i g u n g des Arbei tsmarktes verursachten 

aber • u m 1870 Lohnsenkungen und V e r l ä n g e r u n g e n der 

Arbeitszei t . D e r soziale Schutz des industriellen Arbei ters 

w a r damals sehr g e r i n g und erst von diesem Zeitpunkt an 

kann v o m Beginn der eigentlichen sozialpolitischen • E n t ­

w i c k l u n g gesprochen werden. D i e Einle i tung des Arbei ter­

schutzes w u r d e teils von privater Seite (Unternehmer oder 

A r b e i t e r ) , teils v o m Staat in A n g r i f f genommen. D e r ' G e ­

danke der F ü r s o r g e für die A r b e i t e r und die aus ihm ent­

stehenden sogenannten „patriarchalischen Einrichtungen in 

einzelnen Betrieben, sowie die Selbsthilfeorg.^nisationen der 

Arbei terschaft gaben einen w i r k s a m e n Antr ieb z u r D u r c h ­

führung staatlicher sozialpolitischer Maßnahmen. 

A u f dem Gebiet der Sozialversicherung veranlaßten 
: die 'Selbsthilfevereine die Gesetzgebung, für die Arbei ter­

schaft Organisat ionen auf der Grundlage des Vers icherungs­

z w a n g e s zu errichten. Schon 1861 wurden daher die Gruben­

unternehmungen gesetzlich verpflichtet, für die Gruben-

H e f t 

arbeiter Knappschaftskassen • nach altöslerreichischcm 

Muster, sogenannte Revier-Brudcrladen einzurichten. Ebenso 

förderte der Staat durch Gesetze v o n 1875 und 1884 (Ge­

werbegesetz) die. F ü r s o r g e für kranke Arbei ter , nachdem 

schon 1870 in Budapest die erste Allgemeine Arbeiter-

Kranken- und Invalidenhasse von Arbei tgebern gegründet 

worden war, der sich mehrere vorher errichtete Betriebs­

kassen angeschlossen hatten. 1891 — k u r z nach Einführung 

der Soz ia lvers icherung im Deutschen Reich und in Öster­

reich — w u r d e die Kranken-/!Wangsversicherung für ge­

werbliche A r b e i t e r nach dem Muster des deutschen Systems 

gesetzlich geregelt . E i n e Neuregelung der K r a n k e n - und 

Unfal lversicherung erfolgte durch ein Gesetz von 1907, das 

im Jahre 1917 durch Best immungen über den Mutterschuiz 

erweitert wurde. D u r c h Gesetzartikel X X I : 1927 erhielt die 

K r a n k e n - und Unfal lvers icherung für gewerbliche Arbei ter 

und Privatangeste l l te dann — von einigen Änderungen ab­

gesehen — ihre derzeit gül t ige Gestalt. D u r c h Gesetz­

artikel X L : 1928 w u r d e die Z w a n g s Versicherung der ge­

werbl ichen Arbei tnehmer und der Privatangestel l ten für die 

Al ters- , Invaliden-, W i t w e n - und W a i s e n v e r s o r g u n g einge­

führt. Schließlich ordnete ein Gesetz von 1925 die Al ters­

versicherung für Bergleute. 

D i e hier aufgezahlten Gesetze regeln die Vers icherung 

der Arbei tnehmer im Gewerbe, Handel, B e r g b a u und in 

privaten Haushaltungen. Z u m Schutz der landwirtschaft­

l ichen Arbei tnehmer w u r d e schon 'igoo die » Z w a n g s U n f a l l ­

versicherung eingeführt. D i e Al terszwangsvers icherung und 

die W i t w e n v e r s i c h e r a n g wurden aber erst durch die Gesetz­

artikel X I I : 1938 b z w . X V I : 1939 festgelegt. D i e K r a n k e n ­

versicherung der landwirtschaftl ichen Arbei tnehmer ist da- * 

gegen bisher noch nicht gesetzlich geregelt'; nur die A r b e i t ­

nehmer im rückgegl iederten Oberungarn und Karpatenland 

genießen den Schutz dieses Vers icherungszweiges . 

D i e ersten wesentlichen Best immungen über den 

Arbeiter schütz enthielten die Gewerbegesetze von 1872 und 

1884. Zunächst wurden die Arbeitszei t für Kinder , Jugend­

liche und E r w a c h s e n e (für letztere ohne Festsetzung einer 

Höchstarbeitszei t) , der Schutz der Frauenarbeit und die 

A r b e i t in gefährl ichen Industrien geregelt . D a n n folgten 

eine Reihe v o n Gesetzen, die die E i n f ü h r u n g der Sonntags­

ruhe (1891), die Organisat ion der industriellen K o n t r o l l -

behörden (1893), das V e r b o t der nächtlichen Frauenarbeit 

(1908), die E r r i c h t u n g der' behördlichen Arbei tsvermit t lung 

(1916) und das V e r b o t der Nachtarbeit (1923) bestimmten. 

1920 wurden für Streitigkeiten zwischen Arbei tgebern und 

Arbei tern Arbeitsgerichte gebildet. Anordnungen über die 

Freize i tgesta l tung enthielt schon ein G e s e t z ' v o n 1922. D e r 

besondere S c h u l z einzelner Arbei terkategorien (Kinder , 

Minderjährige, Frauen und schwangere Mütter) wurde dann 

1928 neuerlich geregelt. 1936 wurde der bezahlte LehrHngs-

urlaub angeordnet. D i e Grundlagen der Arbei tsze i t - und 

L o h n r e g e l u n g w u r d e n schon 1935 niedergelegt. E i n e um­

fassende Regelung der Arbeitszei t und des jährlichen, be­

zahlten Ur laubs für alle Arbei ter und Angestel l ten in 

Industrie, Handel und B e r g b a u erfolgte aber erst durch 

Gesetzart ikel X X I : 1937. 

D e r gleiche Gesetzartikel bildet . außerdem den A u s ­

gangspunkt für die Festsetzung von Mindestlöhnen für jede 

K a t e g o r i e der Arbeiterschaft . Die Famil ienlnhnzulage wurde 

1938 eingeführt. 

F ü r die landwirtschaftl ichen A r b e i t e r wurden zur 

Regelung des Arbeiterschutzes und der L ö h n e lange Zeit 
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keine entscheidenden- Maßnahmen getroffen. E r w ä h n e n s w e r t 

erscheint . nur Gesejizartikel • X X V : 1923 über die „ V e r - _ 

hinderung der unberechtigten A u s n u t z u n g der A r b e i t s k r a f t 

der Landarbei ter" , der der Arbeiterschaft aber k a u m Schutz 

bot.- E r s t Gesetzart ikel X V : 1940 bestimmte die Fest­

setzung von Mindestlöhnen für sämtliche A r t e n landwirt ­

schaftlicher A r b e i t und die» Ü b e r w a c h u n g der D u r c h f ü h r u n g 

von Arbeiterschutzmaßnahmen. * 

Die letzten Jahre zeichnen sich durch eine starke 
sozialpolitische Aktivität aus. Auch in Ungarn ist 
zweifellos das'Bewußtsein wach geworden, daß das 
System von' sozialpolitischen Maßnahmen aus der 
Zeit vor 1914' doch nicht genügt, wenn es nicht eine 
durchgreifende soziale Reform erfährt. Zur Bestim­
mung und Durchführung der Aufgaben der staat­
lichen. Sozialpolitik werden nun völlig neue- Wege 
eingeschlagen4). Seif Herbst 193S ernennt die Re­
gierung in den einzelnen Komitaten sozialpolitische 
Berater für jeweils sechs Monate. Diese haben die 
sozialen Zustände _ ihres Komitats zu prüfen und 
dann Berichte und Vorschläge den zentralen staat­
lichen Stellen zu unterbreiten. Auf diese Weise sol­
len die sozialen Probleme des Landes erforscht wer­
den, um ein auf die Erfordernisse des Landes ab­
gestelltes und in sich geschlossenes sozialpolitisches 
•System, organisatorisch aufbauen zu können. 

Im Gegensatz zum Gesamtaufbau der ungari­
schen Sozialpolitik sind schon heute vor allem das 
Sozialversicherungswesen und auch die Lohnpolitik 
(in ihrer Entwicklung seit 1935) sachlich und orga­
nisatorisch geschlossene Gebiete. Das Sozialversiche­
rungswesen soll deshalb den' folgenden Ausführun­
gen vorangestellt werden. 

Sozialversicherungswesen 

; Das Sozial Versicherungswesen gleicht im Auf­
hau dem deutschen und den westeuropäischen. 
^Systemen5). Die .Formen der Beitragseinhebung und 
der gewährten Leistungen der ungarischen Sozial­
versicherung entsprechen, ebenso wie die versiche­
rungstechnischen Einzelheiten, denen in anderen 
Industrieländern. Sie sollen im Rahmen dieser Aus­
führungen nicht näher, behandelt werden, da' sie 
;weder von symptomatischer sozialer Bedeutung noch 
von besonderem Belange für den systematischen Auf­
bau der Sozialpolitik sind. 

Als Träger und Verwalter des Sozialversiche-
rungsappä.rates wurden mehrere Versicherungsinsti-
tute gegründet. Die wichtigsten sozialpolitischen 

4 ) V g l . Szabö, Zoltdn, Neue W e g e der ungarischen 

Sozialpolit ik, in:; Ungarisches Wirtschaf ts-Jahrbuch 1939, 

S, 480 ff.. 
G ) Maßgebend für den A u f b a u sind die Gesetz-

ai-tikel X V I : 1.900, X X X I V : 1935,, X X I . : 1927, X L : .1928, 

X X X V I : 1936, X I I : 1938 und X V I : 1939. V g l . . oben S. 108. 

Einrichtungen auf. diesem Gebiet sind das Landes-
Sozialversicherungsinstitut (OTI) und das Ver­
sicherungsinstitut für Privatangestellte (M.ABI). 

D a s Landes-Sosialversicherungsinstitui (OTI) betreut 

die 'gesamte gewerbl iche Arbeiterschaft und sämtliche H a u s ­

angestellten Ungarns ; außerdem alle Privatangestel l ten (aus­

genommen die in Budapest u n d - s e c h s benachbarten Ge^ 

meinden beschäftigten) und die Bergleute. W e i t e r s sind die 

landwirtschaftl ichen Arbei tnehmer in O b e r u n g a r n und im 

Karpatenland bei diesem Institut gegen Krankhei t versichert. 

D i e Ansta l t betreute 1940 mehr als 1 Mil l ion Arbeitnehmer, 

D i e A n z a h l der in allen Geschäftszweigen Versicherten be­

t r u g zusammen mehr als 1 3 Mill ionen.. D a s Institut w i r d 

seinen A u f g a b e n mit v ier Vers icherungszweigen b z w . sieben 

Geschäftszweigen (Krankenvers icherung; Unfal lversiche­

r u n g ; Alters- , Invaliden-, W i t w e n - und Waisenvers iche­

r u n g ; Altersvers icherung für Bergleute) gerecht. D i e A r ­

beiten w e r d e n ' m i t H i l f e von 49 Bezirkskassen un'd 17 B e ­

triebskassen durchgeführt. 

D a s Versicherungsinstitut : für Privatangestellte 

(MAB!) versieht die Krankenvers icherung der P r i v a t a n g e ­

stellten der Unternehmungen in Budapest und in sechs be­

nachbarten Gemeinden sowie die Al ters- und Inval idenver­

sicherung sämtlicher Privatangestel l ten U n g a r n s . D i e A n ­

zahl der bei beiden Geschäftszweigen Vers icherten betrug 

1940 zusammen mehr als 200.000. ' 

A u ß e r diesen beiden Einrichtungen bestehen, noch selb­

ständige Versicherungsanstalten, zu denen die K r a n k e n v e r ­

sicherungsinstitute der Ver'kehrsüntemehmungeh, der T a b a k ­

regie, der P o s t und der Postsparkassa gerechnet werden. 

Schließlich besitzen noch die Knappschaftskassen (Berg­

werksbruderladen) für die Unters tützung v o n Bergleuten 

eine Sonderstel lung. 

F ü r die U n f a l l - und Altersversicherung der landwirt­

schaftlichen Arbei tnehmer sowie für die Pensionsversiche­

rung der Gutsbeamten sorgt das Landwirtschaftliche 

Landes-V er Sicherungsinstitut (OMBI). D a s Institut betreut 

g e g e n w ä r t i g ungefähr 700.000 landwirtschaftl iche Arbei ter . 

'' " • Der organisatorische Aufbau der ungarischen 
Sozialversicherung beruht weitgehend auf dem Prin­
zip der Selbstverwaltung 6). Beim Lande s-Sozialver'^ 
Sicherungsinstitut und beim Versicherungsinstitut 
für Privatangestellte sind als Zentralorgane der 
Selbstverwaltung Generalversammlungen. -eingericbi 
tet. Die Mitglieder der Generalversärnmlungen werr 
den je zur Hälfte durch die wahlberechtigten A r b e i t 
geber (das sind alle, die versicherungspflichtige A r 1 

beitnehmer beschäftigten) und die yersieherungsi-
pfiiehtigen Arbeitnehmer aus ihrer Mitte • gewählt. 

(Ebenso erfolgt die Wahl der Mitglieder des Aussj-
• - \ 

6 ) D i e Se lbstverwal tung von Arbel tgebern und Arbeits­

nehmern w u r d e in , den Grundgesetzen der Sozialversichejj-' 

rang festgelegt und im Jahre 1930 in Gestalt der Autonomiji 

des Landes-Sosialversicherungsinstituts und A u t o n o m i e ' d e s 

Versicherungsinstituts für Privatanges,tellte begründet. (Der 

Z u g z u r Se lbstvefwal tung ist überhaupt für die organisaton-

rischen Maßnahmen im A u f b a u von W i r t s c h a f t und Sozial;[ 

Politik in U n g a r n sehr bemerkenswert und. wird uns a | 

anderer Stelle noch zu beschäftigen haben.) ij 
1 6 * 
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Schusses der einzelnen Bezirks- und Betriebskranken­
kassen.) Außerdem übt der Staat auf die Regelung 
bestimmter Fragen — wegen der gesamtsozialen Be­
deutung der beiden Anstalten — Einfluß aus. Die 
staatliche Einflußnahme ist besonders seit den 
Krisenjahren gewachsen, da seither die Aufrecht­
erhaltung der Leistungen der Anstalten nur unter 
Zuhilfenahme staatlicher Zuschüsse möglich ist. 

Den weitaus größten Anteil an den Leistungen 
der Sozialversicherungsanstalten Ungarns haben das 
Landes-Sozialver Sicherungsinstitut und das V er-
Sicherungsinstitut für Privatangestellte (vgl. Über­
sicht IX) . Die Krankenversicherung ist bisher der 
am stärksten ausgebaute Zweig der Sozialversiche­
rung; auf ihn entfallen daher bei den einzelnen 
Sozialversicherungsanstalten die größten Aufwen­
dungen. Im Hinblick auf die derzeitigen Leistungen 
ist die Alters-, Invaliden-, Witwen- und Waisenver­
sicherung von wesentlich geringerer Bedeutung. 
Einen relativ höheren Anteil an den Gesamtausgaben 
der Sozialversicherungsanstalten machen die Aus­
gaben für die Unfallversicherung aus. 

Man hat sich in letzter Zeit bemüht, die Lei­
stungen der ungarischen Sozialversicherung noch 
weiter zu verbessern. 1941 wurde eine Reform auf 
einzelnen Gebieten angestrebt und zum Teil auch 
durchgeführt. Mit Rücksicht auf die mehrmals er­
folgte Erhöhung der Löhne und Gehälter durch die 
Regierung erschien es notwendig, auch die Leistun­
gen der Sozialversicherungsinstitute dem höheren 
Preisniveau anzupassen. Das Lande s-Sozialv er•Siche­
rungsinstitut und das Versicherungsinstitut für Pri-

vatangesiellte beseitigten deshalb im Jahre 1941 
einige Fälle ungenügender Versicherungsleistung, sie 
erhöhten die Renten der Altersversicherung für Berg­
leute und setzten das Krankengeld, die Scbwanger-
schafts- und Wöchnerinnenhilfe und die Höchst­
grenze der Bestattungskosten in der Krankenver­
sicherung hinauf. 

D i e Krankenversicherung bildet, wie erwähnt, den 

Mittelpunkt der gesamten Sozialversicherung. D i e K r a n k e n ­

versicherungspflicht besteht für alle Arbeitnehmer in Ge­

werbe, Industrie und Handel (ohne L a n d - und F o r s t w i r t ­

schaft) . F ü r die A r b e i t e r gilt keine Lohngrenze , während 

für die Angestel l ten eine solche festgelegt wurde. F ü r die 

D u r c h f ü h r u n g dieses Vers icherungszweiges sorgen in U n ­

garn insgesamt 32 Einrichtungen. B e i m Landes-Soxialver-

sicherungsinstitut waren 1940 (neues U n g a r n ohne Sieben­

bürgen) rund 1 Mi l l ion A r b e i t n e h m e r 7 ) , beim Ver sicher ungs-

Institut für Privatangcstellte rund 81.000 Arbeitnehmer 

gegen K r a n k h e i t versichert. D i e Unterstützungskosten für 

diesen V e r s i c h e r u n g s z w e i g erreichten im gleichen Jahr bei 

den beiden Ansta l ten 55 Mill ionen P e n g ö , b z w . 8 Mil l ionen 

P e n g ö . D i e Beitragseinnahmen aller Institute zusammen 

betragen jährl ich mehr als 90 Mill ionen P e n g ö . 

D i e Krankenvers icherung bietet den bezugsberechtig­

ten Versicherten und deren Angehör igen Unters tützung im 

Krankheits fa l l , bei Geburten und bei Todesfäl len. D i e ein­

zelnen Versicherungsinstitute, die sich mit Krankenvers iche­

r u n g befassen, g e w ä h r e n verschieden hohe Leistungen. D i e 

7 ) D a erfahrungsgemäß die Anzahl der mitversicherten 

Famil ienangehörigen drei Vier te l der Versichertenzahl be­

trägt, kann die Zahl der bezugsberechtigten Famil ienmit­

glieder für das Landes-Sosiaiversicherungsinstitut 1940 auf_ 

rund 750.000 geschätzt werden. In diesem Jahr unterstanden 

daher der K r a n k e n versieh erungsfürsorge der Ansta l t rund 

1 7 5 Mil l ionen Personen, das sind r6 v . H . der Gesamt-

bevölkerung des Landes. 

Leistungen der Sozialversicherungsanstalten Ungarns (Übersicht IX] 

Kostenaufwand insgesamt 

I93Ö 1938 1940 

in 1000 Pengö \ 

davon 

Krankenunterstützung 

193*3 1938 1940 

Renten und Entschädigungen 

1936 1938 

in 1000 Pengö 

1940 

Krankenversicherung insgesamt ; 
davon Landes-Sozialversicherungsinstitut. . 

Selbständige Versicherungsanstalten . .' 
davon 

Versicherungstnst. f. PrivatangestelJtc 
Bergwerksbruderladen . . . . . . . . . 

Allgemeine Unfallversicherung insgesamt . . . 
davon Landes-Sozialversichernngsinstitut. . • 

Selbständige Versicherungsanstalten . . 

Bergwerksunfallversicherung insgesamt . . . . 
davon Landes-Sozialversicherungsinstitut. 

K.u.Staats-Eisen-u.Stahlfabr.,Diosgyör 
BergwerksprovisionsVersicherung insgesamt . . 

davon Landes-Sczialversicherungsinstjtut. . . 
Bergwerksbruderladen 

Alters-. Invaliden-, Witwen- und Waisen Ver­
sicherung insgesamt '. . . 

davon Landes-Sozialversicherüngsinstitut . , . 
Selbständige Versicherungsanstalten . . 

davon 
Versicherungsinst. f. Privatangestellte 

Bergwerksbruderladen , . 

69.S86 
47.726 
17-534 

7-447 
4-626 

n.352 
10.387 

965 

1-493 
1.426 

67 
5-699 
3-97« 
1.729 

30.528 
17.574 
12.766 

11.322 
188 

Insgesamt - « "8.959 

.80.256 
55-7S4 
18.873 

7.„9! 
5.629 

11.562 
10.610 

952 
1.710 
I.fi&i 

48 

G.644 
4.714 
1.930 

39-296 
23-957 
IS.067 

13-471 
• 273 

108,126 
74.708 
25-755 

9-875 
7.662 

14.031 
13-085 

946 
2.030 
1.948 

82 

8.705 
6.320 
2.385 

65.700 
44.836 
20.412 

17-711 
452 

55.266 
36.326 
15.178 

6.041 
3.762 

870 

'.053 
l.t>53 

139.467 

62.321 
41.001 
16.731 

6.74S 
4.S89 

945 
945 

163 
163 

63.429 

81.639 
54.H9 
21.341 

7.920 
6.178 
1.223 
1.223 

235 
23S 

83.094 

7.178 
6.213 

965 
986 
919 

67 

5-436 1 
3.718 
1.718 « 

I.426 
823 
594 

531 

15.026 

7-744 
6.792 

952 
I.073 
1.025 

48 
5.985 
4-075 
1.910 1 

4.209 
2.465 
1.729 

1,162 
15 

19.011 

8-533 
7-S87 

946 

1.282 
1.200 

8z 
6.688 1 
4.621»: 
2.067 

6.740 
4-179 
2.543 

t.857 
18 

23-243=) 

*) Bergwerksprovisiqn, Endabfertigung. — 
ersatz auf Konto-der Betriebskosten ausgezahlt. 

s) Überdies haben die Ararial-Kohlenbergwerke in Koinlö 1940 6,516 Pengö an Unfallschaden-
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Leistungen der Krankenversicherung des Landes-Sozialversicherungsinstituts 

Jahr 

Durchschnitt­
licher Mit­
gliederstand 

der Kranken­
versicherung*) 

Krankengeld 
Mutter, 
schafts-
beihilfe 

Krankenhaus, 
Sanatorium.. 

Heilbäder 
mit 

Verpflegung 

Arzneimittel 
Ärztliche 

Kosten 
Ordinations-

anstahskosten 
Bestattungs­

kosten Insgesamt') 

in 1000 Personen Leistungen in 1000 Pengö 

1929 
1930 
1931 
1932 
• 933 
1934 
1935 
1936 
1937 
'938 
'939 
1940 

770 
721 
667 

\ 600 
602 
644 
682 
738 
795 
850 
914 

1-034 

«1.053 
17.968 
14.549 
12.576 
8.983 
8.934 
9-365 

11.631 
11.40z 
12.211 
14-374 
17-383 

3-59i 
3-592 
3-005 
2.476 
1-750 
1.820 
1,960 
3.016 
3.196 
2,320 
2.677 
3-230 

11.637 
10.796 
10.56t 
9-74S 
9.008 
9.066 
9-389 

11.123 
12.418 
12.350 
12.407 
13-87S 

7.032 
5-321 
4.432 
4-541 
3.356 
2.570 
3-335 
3.812 
4.440 
4-503 . 
5-524 
6.094 

7.811 
6.63p 
6.392 
5-756 
4-377 
4.623 
4.459 
5-430 
5-992 
6.926 
7.810 
9.164 

1.338 
1.463 
1.586 
1.696 
1.504 
1.692 
1.748 
1.911 

2.154 
2.200 
2.372 
2.864 

754 
639 
596 
521 
401 
352 
385 
403 
461 
491 
522 
668 

53.776 
46.932 
41.637 
37.676 
28.637 
29.470 
31.080 
36.965 
39-775 
41.904 
46.759 
54-711 

n Einschließlich Reisekosten der Kranken und der Aufwendungen für Mutter- und Säuglings schütz. ~- s) Allgemeine und Haus­
anges tel 1 te nve rs i che ru n g. 

Höchstdauer für die A u s z a h l u n g des Krankengeldes , der 

U n t e r b r i n g u n g in Heilanstalten und der ärztl ichen Behand­

lung ist auf ein Jahr festgesetzt. D i e Mutterschaftsbeihilfe 

ist weitgehend ausgebaut. D i e ärztl iche Behandlung und 

das Hei lverfahren durch Spezialisten erfolgt für den K r a n ­

ken vo l lkommen kostenlos. Uber die Höhe der Leis tungen 

der K r a n k e n v e r s i c h e r u n g des Landes-Sozialversicherungs-

instituts g ibt Übersicht X Auskunft . 

E i n V e r g l e i c h der Höhe der Versicherungsleistungen 

zwischen z w e i Ländern ist nur schwer mögl ich. I m großen 

und ganzen dürften in U n g a r n die Leis tungen der K r a n k e n ­

versicherung etwa eben so hoch sein wie in den mittel- und 

westeuropäischen Ländern. E i n Verg le ich mit dem Deutschen 

Reich ergibt, daß das Landes-Sosialversicherungsinstilut 

seine Gesamtleistungen in ungefähr gleicher W e i s e auf die 

einzelnen U n t e r s t ü t z u n g s z w e i g e aufteilt w i e die K r a n k e n ­

versicherung im Deutschen Reich (vgl. Ubersicht X I ) . I m 

Deutschen Reich l iegen lediglich die Leis tungen für 

Krankenhauskosten zugunsten der Ausgaben für die Mutter­

schaftsbeihilfen antei lmäßig niedriger. 

Verteilung der Leistungen der Krankenversicherung 
auf einzelne Unterstützungszweige in Ungarn und im 

Deutschen Reich [ ü b e r s i c h t X I J 

Ungarn 

Unters tützu ngsz wei ge 
1938 1939 Unters tützu ngsz wei ge 

1000 Pengö v . H . 1000 Pengö v . H . 

Krankenversicherung d. Landes-
Sozialversicherungsinstituts 

davon 

Krankenhaus und Sanatorium 

55-754 

12.211 
12.350 
4-503 
2.320 

ioo-o 

21-9 
2 Z ' Z 

8-1 
4-2 

61.590 

14-374 
12.407 
5-524 
2,677 

ioo-o 

23-3 

20'1 
9-0 
4-3 

Deutsches Reich 

Unters tü tzu ngs zwei ge 
1938 1939 Unters tü tzu ngs zwei ge 

1000 E M v . H . 1000 RM v . H . 

Krankenversicherung 

davon 
1.764-295 

375.451 
272.241 
188.788 
132.201 

ioo-o 

21'3 
iS'4 
io-7 
7'5 

1,947-374 

462.679 
275-455 
201.571 
150.130 

I O O ' O 

23'8 
14'1 
iö'4 
Tl 

D i e Unfallversicherung w i r d für das ganze L a n d e s ­

gebiet v o m Landes-Sosialversicherungsinstitut und von 

..selbständigen Versicherungsanstalten getragen^ D i e V e r ­

sicherungspflicht erstreckt sich auf alle A r b e i t e r und A n g e ­

stellten, die der Krankenversicherungspfl icht unterliegen. 

B e i m Landes-Sozialversicherungsinstitut waren 1940 rund 

I-I Mil l ionen Arbeitende gegen Unfal l vers ichert ; die Auf­

wendungen der Anstalt für diesen V e r s i c h e r u n g s z w e i g er­

reichten im gleichen Jahr 10*5 Mill ionen P e n g ö . U n t e r ­

stützung durch die Unfa l lvers icherung wird im F a l l eines 

Betriebsunfal ls oder einer Berufskrankheit gewährt . S i e be­

steht entweder aus ärztl icher Behandlung, K r a n k e n g e l d oder 

einer Rente, sofern Arbeitsunfähigkeit oder V e r m i n d e r u n g 

der Arbe i ts fähigke i t eingetreten sind. B e i m T o d des V e r ­

sicherten erhält die Famil ie Sterbegeld und Hinterbl iebenen­

rente. 

D i e D u r c h f ü h r u n g der Alters-,. Invaliden-, Witwen-

und Waisenversicherung l iegt außer beim Landes-Soziat-

versicherungsinstitut beim Versicherungsinstitut für Privat­

angestellte und bei 88 Unternehmungspension skassen. V e r ­

sicherungspflichtig sind alle Arbeitnehmer, die auch der 

K r a n k e n Versicherungspflicht unterstehen. (Bei Angestel l ten 

gi l t eine bestimmte Gehalts grenze.) I m Jahre 1940 wurden 

in diesem V e r s i c h e r u n g s z w e i g 800.0000 A r b e i t e r und 150.000 

Pr ivatangeste l l te betreut. D i e Alters ver Sicherungsbeiträge 

erreichen jährl ich insgesamt mehr als 50 Mil l ionen P e n g ö . 

D i e Leis tungen der Vers icherung bestellen aus Renten und 

einer sogenannten Kinderzul 'age, die nach E r f ü l l u n g be­

st immter Voraussetzungen ausbezahlt werden. D i e Al ters­

versicherung bestellt erst seit 1. Januar 1929; die Zahl der 

anspruchsberechtigten Rentenempfänger ist daher noch recht 

ger ing (vgl . Übersicht X I I ) . D i e A u s z a h l u n g der Leistungen 

begann w e g e n der vorgeschriebenen "Wartezeit in den mei­

sten Fäl len e fs t -nach 1933, so daß der A u f b a u dieses V e r ­

sicherungszweiges noch in den A n f ä n g e n steht. D i e B e z ü g e 

der einzelnen Rentenempfänger sind sehr ger ing. I m Jahre 

1941 sind die Renten unwesentlich erhöht worden. 

D i e Altersversicherung für Bergleute w i r d ebenfalls 

v o m Landes-Sozialversicherungsinstitut, z u m T e i l auch von 

Bergwerksbruder laden durchgeführt. D i e Leistungen waren 

früher g e r i n g e r ; sie wurden erst im Jahre 1941 an die 

Leistungen der allgemeinen Altersvers icherung angeglichen. 

D i e Altersvers icherung wird zum T e i l auch heute noch 

von Unternehmungspensionskassen durchgeführt, die v o n 

einzelnen größeren- Unternehmungen gegründet wurden. 

T r o t z der E i n f ü h r u n g der obligatorischen Altersversiche­

rung dürfen diese K a s s e n bestehen bleiben, da sie bessere 

als in den Gesetzen vorgeschriebene Leistungen gewähren. 

D i e Gesamtbeiträge für die Unfa l l - und Al tersver­

sicherung der landwirtschaftl ichen Arbeitnehmer erreichen 

1 7 



12 H e f t 

i 9 

Alters-, Invaliden-, Witwen- und Waisenversicherung 
(A = L a n d e s - S o z i a l v e r s i c h e r u n g s i n s t i t u t , B = V e r s i c h e r u n g s i n s t i t u t für P r i v a t a n g e s t e l l t e , 

C = S e l b s t ä n d i g e V e r s i c h e r u n g s f o n d s ) [Übersicht XII] 

Du rc h schrt i c tl t rh e Zahl der Invaliden­ Kinder- Halb- und 

Zahl de r anspruchs­ Altersrenten renten SU lasen Witwenrenten Ganzwaisen­ Insgesamt 

Jahr Versicherten berechtigten r renten Jahr 
Ren ten-(in. 1000 Personen) empfängcr Leistungen in 1000 Pengö 

A B C A B A B A B A B A B A B A B 

1929 4Ö3 55 
1930 424 54 
1931 379 52 1 — — — 0 — — — — — — — — — 
1932 329 47 26 S2 — — 0-9 — — — — — — — l'O .-

1933 342 49 741 478 — — (69-0 6i'6 O'I — i'7 8-t i'i i'5 72-0 81-s 
1934 381 53 47 1.295 552 — — 222-6 134-4 0-7 — 10-3 23'9 6-7 3-3 242-5 187-3 
1935 441 5ö 48 2.040 681 0-3 — • 434'4 2 (3 "4 2'2 — 24-5 47"9 15-6 7'3 488-6 332-7 
1936 487 61 48 3-554 2.082 48-5 6ro 68rz 3D9 '6 3-8 5:4 44-3 no'o 25-8 io'9 822-8 576'5 
1937 S47 Ö5 54 5.982 1.654 6t 1-7 32ß-Ö 977-6 400'0 7-4 — 82-0 110-5 4«'6 IS"« 1.804-j 960-5 
1938 612 68 60 6.070 t-424 806-1 360-2 L3I5'4 502-3 ii'S — i33-3 150-9 65-2 19-4 2.4647 1.157-3 
1939 674 68 72 8.099 2.102 1.163-9 454'2 1.827-9 ß53'7 i5'4 i-6 224-5 190-8 101-3 22-8 3-513'ä 1.456-8 
194a 766 72 92 4-i77-5 '•853'7 

jährl ich ungefähr 8 Mill ionen P e n g ö . D i e Leis tungen sind 

ähnlich w i e bei der Vers icherung gewerbl icher Arbei ter . 

Altersversicherungspfl ichtig sind jedoch nur die männlichen 

Gutsarbeiter, die nicht mehr als 2 Katastrat joch Grund be­

sitzen. 

Das sozialpolitische Versicherungswesen Un­
garns ist jetzt ein ziemlich geschlossenes System, das 
mit Krankheit, Unfall, Invalidität, Alter, Witwen-
und Waisenschaft alle wirtschaftlich erfaßbaren 
Wechselfälle des menschlichen L,ebens umschließt. 
Eine Arbeitslosenversicherung wurde aber aus Man­
gel an Mitteln bisher noch nicht eingeführt. 

E i n e R e i h e von A n r e g u n g e n und parlamentarischen 

Anträgen z u r E i n f ü h r u n g einer Arbeits losenvers icherung 

wurden v o n der R e g i e r u n g mit der Begründung abgelehnt, 

daß ein akutes Arbeits losenproblem in U n g a r n nicht be­

stünde. D e r wirk l i che Grund dürfte in finanziellen S c h w i e ­

rigkeiten gelegen haben. D a s Fehlen einer e inigermaßen aus­

reichenden F ü r s o r g e für die Arbeits losen ist die empfind­

lichste L ü c k e in der ungarischen Sozialpolit ik. E i n e F o l g e 

der fehlenden wirtschaftl ichen Sicherung der Arbei ts losen 

w a r , daß sich in Notzeiten die Krankenvers icherungsbei­

träge verminderten, während die Ansprüche auf Le is tungen 

so stark stiegen, daß die finanzielle Gebarung und die L e i ­

stungsfähigkeit der K r a n k e n k a s s e n bedroht w a r e n . D i e 

sozialpolitische F ü r s o r g e für Arbeits lose beschrankt sich 

auf die U n t e r s t ü t z u n g durch die Gewerkschaften und die 

verhältnismäßig geringen Zuschüsse einiger Stadtgemeinden. 

W e n n auch g e g e n w ä r t i g das Arbeits losenproblem k a u m 

mehr besteht, bleibt doch die Schaf fung einer ausreichen­

den Arbei ts losenfürsorge eine A u f g a b e der ungarischen 

Sozialpolit ik. 

Arbeits- und Betriebsverfassung 

Im Zuge der Gestaltung einer neuen Wirt­
schaftsordnung hat das moderne Arbeitsrecht man­
cher Staaten versucht, den Arbeitsvertrag aus dem 
Schema des Werk- und Dienstvertrages und damit 
eines Einzelvertrages herauszuheben, ihn auf seine 
eigenen Voraussetzungen zu gründen und zum 
wesentlichsten Bestandteil der Betriebsverfassung 
und damit der allgemeinen wirtschaftlichen und ge­

samtsozialen Verfassung zu machen. Das Arbeits­
recht in Ungarn ist in dieser Hinsicht bisher viel 
weniger weit gegangen als in Mitteleuropa 8). Die 
Arbeitsbedingungen werden in Ungarn auch heute 
noch auf dem Wege des Einzel-Arbeits Vertrages 

zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer geregelt. 
Der Standpunkt der Gegensätzlichkeit der Interessen 
zwischen Arbeitnehmer und Arbeitgeber beherrscht 
daher das industrielle Leben Ungarns noch stark. 
Die ungarische- soziale Gesetzgebung gab jedoch 
dafür — ähnlich wie in den modernen Industrie­
staaten — den Arbeitsverträgen in vieler Hinsicht 
von vornherein einen zwingenden Inhalt. 

D i e diesbezüglichen Best immungen sind im Gewerbe­

gesetz und auch im Al lgemeinen Bürgerl ichen Gesetzbuch 

enthalten; sie nehmen aber v o r allem — den ungarischen 

Verhältnissen entsprechend — B e z u g auf Landwir tschaf t , 

H a n d w e r k und häusliche Dienste und berücksichtigen 

weniger, das G r o ß g e w e r b e 0 ) . D i e Arbei tsvertragsbest immun­

gen richten sich v o r allem auf den Inhalt und den V e r f a l l 

des V e r t r a g e s , während die Modalitäten des V e r t r a g s ­

abschlusses infolge der grundsätzlichen Geltung des Einze l ­

vertrages nicht erfaßt werden. Z u m z w i n g e n d e n V e r t r a g s ­

inhalt im weitesten Sinne gehören die Vorschr i f ten über 

Arbei terschutz , Unfa l lverhütung, Arbeits löhne und A r b e i t s ­

zeit, die in diesen Punkten freie Vereinbarungen k a u m mehr 

zulassen. D a g e g e n gestatten die gesetzlichen Vorschr i f ten 

freie Vere inbarungen über den Vertragsver fa l l , nur mit der 

Ausnahme, daß dem Arbei ter im Fal le der K ü n d i g u n g F r e i -

8 ) D a b e i muß allerdings berücksichtigt werden, daß 

in U n g a r n die K o l l e k t i v v e r t r ä g e und die sozialen T a r i f ­

gemeinschaften nie v o n grundsätzlicher Bedeutung w a r e n . 

Sie stellten aber in Ländern mit entfalteter Industrie die 

Vorstufen für die Ausbi ldung der neuen Rechtsbegri f fe dar. 

Ihre Bedeutung nahm immer mehr zu und manchmal w u r d e 

ihre Al lgemeinverbindl ichkeit für einen ganzen W i r t s c h a f t s ­

z w e i g durch autoritative E r k l ä r u n g festgelegt. 

e ) In der Landwir tschaf t gab es schon früh Vorschr i f ­

ten über eine obligatorische behördliche Intervention beim 

Abschluß eines Arbe i tsver trages mit bestimmten Arbei ter­

kategorien b z w . sogar einen pflichimäßigen Abschluß von 

Arbei tsverträgen v o r der Behörde, ohne die der V e r t r a g 

keine Rechtskraft hatte. 



zeit zum Suchen einer neuen Anste l lung g e w ä h r t werden 

muß. D i e gesetzl ichen Best immungen betonen die Verpfl ich­

tung z u r E i n h a l t u n g des V e r t r a g e s viel mehr für die A r ­

beiter- als für die Unternehmerseite. P r a k t i s c h kann die 

K ü n d i g u n g s f r i s t gegenüber der gewerblichen Arbei terschaft 

fast unbeschränkt herabgesetzt werden. 

Das Schieds- und Schlichtungswesen für Ar­

beitsstreitigkeiten ist in Ungarn bisher wenig aus­

gebaut. 

E i n e V e r o r d n u n g von 1923 bestimmt, daß im Bereich 

jedes Gewerbeinspektorats je drei E i n i g e r eingesetzt sind, 

die bei Ausbruch von Arbeitsstreit igkeiten einzuschreiten 

und Verhandlungen zwischen Arbei tgebern und Arbeitneh­

mern zu leiten haben. D i e auf diese W e i s e erzielten V e r ­

gleiche sollten für sämtliche betroffenen Betr iebe eine Zeit­

lang verpflichtend sein. D i e D u r c h f ü h r u n g dieser Best im­

m u n g ist jedoch praktisch nie zustande gekommen. E i n z e l ­

arbeitsstreit igkeiten werden von dem zuständigen B e z i r k s ­

gericht als Arbei tsger icht behandelt. 

Einige Maßnahmen der ungarischen Sozial­
politik können als richtungweisend für die mög­
liche Entwicklung einer neuen Ordnung angesehen 
werden. Es sind dies alle jene Bestimmungen, 
in denen der wirtschaftliche Betrieb, das Unter­
nehmen, der Wirtschaftszweig, die Volkswirtschaft, 
sei es spontan, sei es unter bewußter Zielsetzung als 
Einheit in Erscheinung treten oder zu gemeinsamer 
Aufgabe ohne Unterschied der Interessen der Par­
teien des Arbeitsverhältnisses aufgerufen werden. 
Eine derartige Bestimmung ist z. B. die Verpflich­
tung zur Aufstellung und Veröffentlichung einer 
Arbeitsordnung in den industriellen Betrieben. Sie 
stellt bereits eine Art von betrieblicher Verfassung 
d a r 1 0 ) , hat aber bisher keinen umgestaltenden Ein­
fluß auf die Arbeitsverhältnisse ausüben können. 

Lohnpolitik 

Von größerer Wirkung für die Ausbildung 
einer neuen Wirtschaftsordnung scheinen die Maß­
nahmen im Zusammenhang mit der Lohnpolitik zu 
sein. 

Die Ordnung der Lohnfrage wurde in Ungarn 
insofern mit besonderen Mitteln in Angriff genom­
men, als die beteiligten Wirtschaftskreise selbst zu 
einer weitgehend eigenverantwortlichen Entschei­
dung aufgerufen wurden. 

Schon im Jahre 1932 verpflichtete sich U n g a r n als 

Mitgl ied der internationalen sozialpolitischen Organisat ion 

z u r E i n f ü h r u n g von Mindestlöhnen. E i n e 1935 erlassene 

Verordnung ermächtigte den Industrieminister z u r Fest-

1 0 ) D a s öffentliche Anschlagen einer behördlich ge­

prüften A r b e i t s o r d n u n g im Betrieb best immt schon das 

Gewerbegesetz v o n 1884. D e r Inhalt der A r b e i t s o r d n u n g 

w a r im Gesetz formal festgelegt. D a m i t w u r d e den A r b e i ­

tern ermöglicht, Kenntnis von ihren Rechten und Pfl ichten 

und allen Modali täten der A r b e i t zu haben. 

Setzung von Mindestlöhnen für die industrielle Arbei ter­

schaft in allen jenen Z w e i g e n der Industrie, in denen die 

S icherung eines ungestörten Betriebes notwendig erschien. 

( D a z u gehörte v o r allem die Heimarbeit .) Gesetz­

artikel X X I : 1937 bestimmte schließlich, daß überall dort 

Mindestlöbne gezahlt werden müssen, w o A r b e i t für eine 

Gegenleistung in Anspruch genommen wird . Ausgenommen 

sind nur L a n d - und Forstwirtschaft , öffentl iche Dienste 

und öffentl iche Verkehrsanstalten. D i e F e s t l e g u n g der 

Mindestlöhne durch den Industrieminister erfolgt mit H i l f e 

der sogenannten Arbeitslohnfestsetzu-ngs-Ausschüsse. Jeder 

Ausschuß setzt sich aus sechs Mitgl iedern zusammen, die zu 

j e einem Dri t te l Arbei tnehmer, Arbei tgeber und unpar­

teiische L e u t e sind. Seit 1939 bestellen insgesamt 15 A u s ­

schüsse, davon entfallen 12 auf je eine der Hauptindustrie­

gruppen und j e einer auf Erdarbeit , B e r g w e r k s a r b e i t und 

Hausgewerbe . D e r Geltungsbereich der Mindestlöhne — 

entweder g a n z e K r e i s e von Gewerbezweigen oder nur ein­

zelne Teile, das ganze L a n d oder nur einzelne Gebiete — 

w i r d v o m Industrieminister bestimmt. Bei E inführung der 

Mindestlöhne wird auf die örtlichen Verschiedenheiten 

Rücksicht genommen, indem die Mindestlöhne nach O r t s ­

klassen differenziert werden. D i e übermäßigen Unterschiede 

in der örtlichen Lohnhöhe, die bisher bestanden haben, 

sollen beschränkt werden. 

D i e D u r c h f ü h r u n g der Mindestlohnbestimmungen er­

folgte nach und nach für jeden einzelnen Industr iezweig. 

O b w o h l die einzelnen Lohnfestsetzungen erst nach ein­

gehenden Überlegungen erfolgten, waren 1938 bereits .für 

rund 80 v . H. der industriellen Arbei tnehmer Mindest­

löhne eingeführt. S i e sollen allmählich als festgefügter 

A u f b a u des gesamten Lohnwesens die ganze V o l k s w i r t ­

schaft erfassen. 

D i e R e g e l u n g der Mindestlöhne für landwirtschaft­

liche A r b e i t e r hat ihre Grundlage ebenfalls in der V e r ­

ordnung von 1935. D i e derzeit geltenden Best immungen 

enthält Gesetzartikel X V : 1940. D i e Festse tzung der L ö h n e 

er fo lgt mit H i l f e der städtischen und Komitats-Lohnfest-

setsungs-Ausschüsse, an denen A r b e i t g e b e r und A r b e i t ­

nehmer paritätisch betei l igt sind. Sie erhalten seit 1941 

ihre Richtl inien von einem Landes-Lohnfestsetzungs-Aus-

• schuß. Seit M ä r z 1941 sind die Ausschüsse ermächtigt , 

auch Höchst löhne festzusetzen. Nach den neuesten B e ­

st immungen v o m Januar 1943 müssen die Ausschüsse bei 

den Lohnfestsetzungen ihnen durch Richtl inien angegebene 

obere und untere Lohngrenzen streng einhalten (vgl. oben 

S. 105 und Übersicht V I ) . D i e komitatsweise Gliederung 

d e r . Ausschüsse wurde w e g e n der großen Unterschiede in 

E r z e u g u n g und Arbei ts le is tung in den einzelnen L a n d e s ­

teilen gewählt . D i e s e A r t der E inführung landwirtschaft­

licher L ö h n e entspricht damit dem Grundsatz zeitgemäßer 

Arbei tsver fassung. 

Damit die einzelnen Arbeitgeber die festgesetz­
ten Mindestlöhne nicht durch Verlängerung der Ar­
beitszeit wettmachen, wurde gleichzeitig auch eine 
Regelung der Arbeitszeit getroffen (vgl. nächster 
Abschnitt). 

Von den Bestimmungen über die Art der Ar­
beitsentlohnung sei nur erwähnt, daß in Ungarn das 
T ruckverbot schon in der Gewerbeordnung von 1884 
festgelegt wurde. 
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Eine wichtige soziale Neuerung auf dem Gebiet 
der Lohnpolitik brachte Gesetzartikel X X X V I : 
1938, der die Kindererziehungszulage für die in der 
Industrie (im Handel) und Berg- und Hüttenwesen 
beschäftigten Arbeiter einführte. 

A u f Grund dieses Gesetzes gebührt allen Arbei tern 

und niedrigen Angestel l ten der genannten W i r t s c h a f t s ­

z w e i g e für jedes noch nicht v ierzehnjährige K i n d , für 

dessen Unterhalt sie zu sorgen haben, eine monatliche 

Zulage. D i e Zulage betrug ursprünglich für jedes K i n d 

monatlich 5 P e n g ö . I m Januar 1943 wurden' im Rahmen 

der al lgemeinen Lohnerhöhungen auch die K i n d e r z u l a g e n 

erhöht. D i e Zulagen steigen je tz t progressiv mit der A n ­

zahl der K i n d e r und betragen für ein K i n d 7 P e n g ö , für 

z w e i K i n d e r 16 P e n g ö , für drei K i n d e r 27 P e n g ö , für 

v ier K i n d e r 40 P e n g ö und für jedes wei tere K i n d 

10 P e n g ö . (Vorläuf ig gilt die A u s z a h l u n g der Z u l a g e nur 

für Unternehmen mit mindestens 20 Arbeitnehmern.) Z u r 

V e r w a l t u n g der Kindererz iehungszulage wurden für be­

st immte F ä c h e r und best immte Landesteile acht F a c h -

schafts-Familienlohnkassen für Industrie, Handel und B e r g -

und H ü t t e n w e s e n 1 1 ) und eine Landes-Famil ienlohnkasse für 

Industrie, Handel und Bergbau errichtet. Z u r A u f b r i n g u n g 

der K i n d e r z u l a g e leisten die A r b e i t g e b e r gesetzlich fest­

gelegte B e i t r ä g e an die Fachschafts-Familienlohnkassen, die 

wieder die A u s z a h l u n g an die Arbei tnehmer durchführen. 

D i e B i l d u n g von Betriebs-Familienlohnkassen bei größeren 

Unternehmungen ist mögl ich. A n der Spitze der F a c h ­

schafts- und Betriebs-Familienlohnkassen stellen D i r e k t i o ­

nen, an der Spitze der Landes-Famil ienlohnkasse ein Auf­

sichtsausschuß, deren Mitgl ieder v o m Staat ernannt und zu 

je einem Dri t te l Arbei tgeber , Arbeitnehmer und neutrale 

Fachleute sind. Hier w i r d also das gleiche O r g a n i s a t i o n -

prinzip wie bei den Arbeitslohnfestsetzungs-Ausschüssen 

verfolgt . 

Nach drei jähr igem Bestehen der Famil ienlohnkassen 

zahlen schon mehr als 3.000 A r b e i t g e b e r für mehr als 

400.000 Arbeitnehmer Beiträge. 1941 wurden für über 

300.000 K i n d e r Zulagen im A u s m a ß von insgesamt 21 Mi l ­

l ionen P e n g ö gewährt (vgl. Übersicht X I I I ) . D u r c h die 

Erhöhungen w i r d dieser B e t r a g 1943 voraussichtlch auf 

35 Mil l ionen P e n g ö anwachsen. 

Familienlohnkassen in Ungarn 
[Übersicht XIII] 

Jahr 
Zahl 

der Arbeit­
geber 

Zahl 
der Arbeit­

nehmer 

Zahl der 
auspruchs-
be rechtig­
ten Arbeit­

nehmer 

Zahl der 
mit Kinder­

zulagen 
bedachten 

Kinder 

Ausbezahlte 
Kinder­
zulagen 

in 1000 Pengö 

1939 2.879 363-742 140.396 256.49; '5-383 
1940 2.962 423-373 155-089 286.022 17-734 
1941 3.3SO 48 6.000 235.000 320.000 21.300 

G e g e n w ä r t i g bestehen Famil ienlohnkassen für 

folgende Industriegruppen : 

1. Eisen-, Metall-, Maschinen- und Elektroindustrie, 

z. Steine-, Erden-, Glasindustrie, 

3. Holz- , Knochen- , Papier- , Vervie l fä l t igungindustr ie , 

4. Leder- , Haare- , Wachsleinwand-, Kautschuk-, Che­

mische Industrie, 

5. T e x t i l - und Bekleidungsindustrie, 

6. Nah'rungs- und Genußmittelindustrie, 

7. Bergbau, Hütten- und öffentliche Elektr iz i tätswerke. 

Für höhere Angestellte und Privatbeamte ist 
bisher noch keine generelle Regelung der Familien­
standszulagen erfolgt. Nur öffentliche Beamte und 
Angestellte erhielten auch schon vor 1939 Familien-
und Kinderzulagen. 

Arbeiter schütz 
Arbeitszeit und Urlaub 

I m Jahre 1935 erhielt der zuständige Minister — der 

L e i t e r des damals neugegründeten Industrieministeriums 

— die Vol lmacht , im Verordnungswege die 48-Stunden -

W o c h e in einzelnen Z w e i g e n der gewerbl ichen W i r t s c h a f t 

einzuführen. Gesetzartikel X X I : 1937 bestimmte dann die 

allmähliche E i n f ü h r u n g der 48-Stunden-Woche überall 

dort, w a eine Arbeits le istung auf Grund einer Gegen­

leistung in Anspruch genommen wird . (Ausgenommen sind 

L a n d - und Forstwirtschaft , öffentliche Dienste, Öffentliche 

Verkehrsanstalten und höhere Angestellte.) D i e tatsäch­

liche Arbei tsze i t der Angestel lten darf — ohne Ruhepausen 

— in 24 Stunden 8 Stunden, wöchentlich 48 Stunden, bei 

Beamten 44 Stunden nicht überste igen 1 2 ) . In Ausnahmefäl len 

kann die tägliche Arbeitszei t auf 10 Stunden, die wöchent­

liche Arbeitszei t auf 60 Stunden hinaufgesetzt werden. 

D i e Mehrarbei t ist mit u m mindestens 25 v. H . höherem 

Arbeits lohn zu entlohnen. 1939 w a r bereits für rund 

94 v . H. der Arbeitnehmer die Arbei tsze i t geregelt . 

Zu den Bestimmungen über die Arbeitszeit im 
weiteren Sinne gehört auch die Regelung des be­
zahlten Urlaubs. 

E i n Gesetz von 1936 ordnete zunächst den bezahlten 

Ur laub für L e h r l i n g e an und führte damit das P r o b l e m 

eines bezahlten Ur laubs der Arbeiterschaft einer ersten 

L ö s u n g zu. Gesetzartikel X X I : 1937 bestimmte, daß in 

allen Geschäften und Betrieben, die der Arbeitszei t und 

- lohnregelung desselben Gesetzartikels unterliegen, allen 

Arbei tnehmern nach einjährigem unausgesetzten Dienst 

jährlich ein bezahlter U r l a u b von mindestens sechs Arbei ts ­

tagen g e w ä h r t werden muß. D i e *Zeitdauer des Urlaubs 

erhöht sich entsprechend der D a u e r der Dienstzeit . Gleich­

zeit ig w u r d e die Gewährung eines jährl ich" Mtagigen, be­

zahlten Ur laubs auf alle Arbeitnehmer ausgedehnt, die das 

16. Lebensjahr noch nicht erreicht haben. I m Jahre 1938 

w u r d e n die ersten U r l a u b e fällig. 

Kinder-, Jugend- und Frauenschutz 

Mit Gesetzartikel V : 1928 regelte die ungari­
sche Gesetzgebung in Durchführung des Washing­
toner Abkommens von 1919 den Schutz der in Ge­
werbe, Industrie und Berg- und Hüttenwesen be­
schäftigten Kinder, Jugendlichen und Frauen. Die 
wichtigsten Bestimmungen sind kurz folgende: 

1. D i e Beschäft igung von K i n d e r n unter vierzehn 

Jahren als Hi l f skräf te in Industriebetrieben ist verboten. 

1 S ) 3 939 wurden die Vorschri f ten über die Höchst­

arbeitszeit vorüber gehend außer K r a f t gesetzt . 1941 er­

folgte die A u f h e b u n g der Höchstarbeitszeit für die D a u e r 

des K r i e g e s ; in vielen Industrien w i r d jedoch die 48-Stun-

d e n - W o c h e auch heute noch eingehalten. 



Heft 7/8/g 
1 9 4 2 

1 1 5 

2. Kinder , Jugendliche und Frauen dürfen nur dann 

regelmäßig beschäft igt werden, w e n n der zuständige B e ­

z i r k s - oder K a s s e n a r z t bestätigt, daß sie zur A u s f ü h r u n g 

der ihnen 'zugedachten A r b e i t körperlich tauglich sind. 

3. Kinder , Jugendliche und Frauen dürfen nachts nicht 

beschäftigt werden und haben Anspruch auf eine ununter­

brochene Ruhezei t von täglich mindestens 11 Stunden. 

4. D e r Unternehmer ist verpflichtet, bei Beschäft igung 

von Frauen, K i n d e r n und Jugendlichen die erforderlichen 

Maßnahmen z u r Sicherung von Gesundheit, Mora l und 

körperlicher E n t w i c k l u n g zu treffen. 

5. Frauen sind sechs W o c h e n vor und sechs W o c h e n 

nach der E n t b i n d u n g von der A r b e i t freizustellen. D a s 

Arbeitsverhältnis bleibt unterdessen grundsätzl ich bestehen. 

Eine Verpfl ichtung z u r Fortzahlung des Lohnes besteht je­

doch nur dann, wenn sie vertragl ich festgelegt wurde. 

Die Bestimmungen über den Kinder-, Jugend-
und Frauenschutz enthalten vom Standpunkt der 
Arbeitshygiene sicherlich alles Notwendige. Auch 
hier kann der ungarischen Sozialpolitik gewiß nicht 
„Rückständigkeit" vorgeworfen werden. Freilich 
vermißt man in den Bestimmungen und in ihrer Be­
gründung das Eingehen auf gewisse grundsätzliche 
Fragen der Frauenarbeit. Im Zusammenhang mit 
dem Kinder-, Jugend- und Frauenschutz verdient die 
Familie als physische, psychische und pädagogische 
Keimzelle des sozialen Lebens besondere Beachtung. 
Der Grundsatz einer weitestgehenden Zu rückführ ung 
der Frau in Familie und Haushalt, der in den dies­
bezüglichen Bestimmungen der deutschen Sozial­
politik an erster Stelle steht, ist in der sozialpoliti­
schen Ordnung des Arbeitslebens in Ungarn seltener 
(wie z. B. beim Landesfonds für Volks- und Fami­
lienschutz) ausgesprochen. Der Gedanke, die natür­
liche Lebens- und Arbeitsgemeinschaft der Familie 
planmäßig zu sichern, ist in den Darlegungen zur 
praktischen Sozialpolitik Ungarns sehr selten. Das 
mag seinen Grund vor allem darin haben, daß die 
sozialen Probleme in Ungarn in erster Linie aus 
den landwirtschaftlichen Verhältnissen erwuchsen, 
wo die Familienbande eine noch weitaus lebendigere 
Bedeutung haben als unter einem seiner Struktur und 
seinem Geist nach verstädterten Industrievolk. 

Kündigungsschutz 

Im Jahre 1939 wurde durch Verordnung fest­
gelegt, daß alle Betriebe des Gewerbes, der Industrie 
und des Berg- und Hüttenwesens mit mindestens 
50 Arbeitnehmern dem zuständigen Minister An­
zeige zu erstatten haben, falls durch Entlassungen 
die gewöhnliche Anzahl der Arbeiter über einen be­
stimmten Hundertsatz abnimmt. Der zuständige 
Minister ist berechtigt, die Gründe der Verminde­
rung des Arbeiterstandes zu überprüfen. 

Betriebsschutz 

Das Landes-Sosialversicherungsinstitnt erläßt 
für die versicherungspflichtigen Betriebe Gesund­
heitsschutz- und Unfall Verhütungsmaßnahmen und 
ordnet die Anwendung von gesundheitsschützenden 
Einrichtungen an. 

D a r ü b e r hinaus sorgt bei der Ansta l t der Geschäfts­

z w e i g für Altersvers icherung für den Gesundheitsschutz der 

Arbei tnehmer auch außerhalb der Arbeitsstätte. D a s Gesund­

heitsschutzverfahren zur B e w a h r u n g und H e b u n g des k ö r ­

perlichen und geist igen Gesundheitszustandes der Versicher­

ten umfaßt vor allem die regelmäßige Beobachtung der 

gesundheitlichen Verhältnisse, die sozialhygienische Auf­

k lärung und periodische ärztliche Untersuchungen. D i e 

wicht igste T ä t i g k e i t ist in diesem Rahmen der K a m p f gegen 

die Volkskrankheiten. D i e K o s t e n werden aus dem 1937 

gebildeten Gesundheitsschutz- und Heilungsfonds bestritten. 

Gewerbeaufsicht 

Die Erfüllung der sozialpolitischen Vorschrif­
ten, insbesondere die Einhaltung der Arbeitsschutz­
bestimmungen, überwachen die staatlichen Gewerbe-
inspektorate, die schon durch das Gewerbegesetz von 
1884 begründet wurden und durch Gesetzartikel 
X X V I I I : 1S93 ihre heutige Form erhalten haben. 
Im Jahre 1941 bestanden in Ungarn 17 Gewerbe-
inspektorate, die rund 20.000 Betriebe mit rund 
502.000 beschäftigten Personen überwachten. 

Zu diesen Aufsichtsbehörden sind in jüngster 
Zeit — und zwar durch ein Gesetz von 1936 und 
eine Verordnung von 1938 •—• Aufsichtseinrichtun­
gen getreten, die nach demselben Organisationsprin­
zip eingerichtet sind, wie die Arbeitslohnfest-
setzungs-Ausschüsse und die Familienlohnkassen. 
Auch hier geht wieder die Besorgung der innerwirt­
schaftlichen Aufgaben sozialpolitischer Natur durch 
die beteiligten Wirtschaftskreise parallel mit der 
Sicherung der letztlich richtunggebenden staatlichen 
Einflußnahme. 

A u f Grund des Gesetzartikels V I I : 1936 w i r d die 

Ü b e r w a c h u n g der Einhal tung der Arbeitsschutzbest im­

mungen für Lehr l inge und Gehilfen K o m m i s s i o n e n über­

tragen, die aus Mitgl iedern der Gewerbekorporat ionen er­

nannt werden. Arbei tgeber und Arbeitnehmer sind in 

gleicher W e i s e beteiligt. D e r Vors i tzende der K o m m i s s i o n 

w i r d aus dem K r e i s der öffentlichen Beamten genommen. 

D i e Kommiss ionen überwachen alle, jene ordentlichen M i t ­

glieder der Gewerbekorporat ionen, die Lehr l inge oder Ge­

hilfen beschäft igen; sie haben im wesentlichen die gleichen 

Aufsichtsrechte wie die staatlichen Gewerbeinspektorate-

D i e V e r o r d n u n g von 1938 ermächtigte den Industrie­

minister, in jedem Munizipium eine Kontrol lkommiss ion 

einzusetzen, die die D u r c h f ü h r u n g der Best immungen des 

Gesetzartikels X X I : 1937 (Arbeitslohn, Arbeitszei t und 

Urlaub) zu überwachen hat. D e r Minister best immt den 

U m f a n g der Tät igke i t . D i e K o m m i s s i o n e n setzen sich zu j e 

einem Drit te l aus Arbeitnehmern, Arbei tgehern und neutra­

len Fachleuten zusammen. 



Freizeitgestaltung 

Neben den verschiedenen Wohlfahrtseinrichtun­
gen für die Arbeitnehmer spielen die Einrichtungen 
für die Freizeitgestaltung eine immer größere Rolle. 
Das Aufgreifen dieses Kreises sozialpolitischer 
Maßnahmen beweist, daß das Verständnis für den 
schlechthin universellen Charakter der sozialen Fra­
gen unserer Zeit erwacht ist. 

Bisher sind für die V e r w i r k l i c h u n g dieser Ideen nur 

die ersten Grundlagen geschaffen worden. D i e N u t z b a r ­

machung der Fre ize i t der Arbei tnehmer w u r d e zunächst 

nicht einheitlich, sondern von den staatlichen Stellen, den 

Gewerkschaften, den politischen Parte ien und den Unter­

nehmerverbänden getrennt in A n g r i f f genommen. 

V o n den Unternehmerverbänden hat der Landesver­

band ungarischer Fabriksindustrieller 1940 z u r planmäßigen 

F ö r d e r u n g der betrieblichen Freize i t -Organisat ionen der 

ihm angeschlossenen Unternehmungen die Zentrale der be­

trieblichen Freizeit-Organisation gegründet. Dieser O r g a n i ­

sation w u r d e mit Z u s t i m m u n g der Regierung als freies, 

autonomes O r g a n der ungarischen Industrie die planmäßige 

F ü h r u n g , Beratung, F ö r d e r u n g und einheitliche Organisat ion 

der ungarischen F r e i z e i t b e w e g u n g übertragen. D i e Unter­

haltskosten der Zentralstelle werden durch eine U m l a g e auf 

die Mitgl iedsunternelimungen im Verhäl tnis z u r A n z a h l 

ihrer Arbe i tnehmer gedeckt. D i e s e von der Unternehmer­

schaft ins L e b e n gerufene Organisat ion w i r d den A u s g a n g s ­

punkt für den gesamten A u f b a u der Freizei tgestal tung 

bilden. 

Sozialer Wohnungsbau 

Die Wohnungsverhältnisse der Arbeiterschaft 
sind in Ungarn, vor allem aber in Budapest, unbe­
friedigend. Das Wohnungsproblem der Hauptstadt 
hat seine Ursachen in der natürlichen Volksvermeh­
rung, im Zustrom der Hilfsarbeiter vom Lande und 
im starken'Ansteigen der Zahl der industriellen Ar­
beiter seit 1933. Der steigende Wohnungsbedarf 
wurde durch Neubauten nicht befriedigt, weil die 
Errichtung von Arbeiterwohnungen für das private 
Kapital nicht rentabel w a r 1 3 ) und die staatlichen 
Steuerbegünstigungen aus städtebaulichen Gründen 
nur für Hausbauten im Kerngebiet der Stadt1 ge­
währt wurden. Der Mangel an Arbeiterwohnungen 
hat nun in sozialer Hinsicht bedenkliche Ausmaße 
angenommen. Die letzte umfassende statistische Er­
hebung ergab, daß im Jahre 1929 54*1 v . H . der 
hauptstädtischen Bevölkerung in einzimmerigen 
Wohnungen wohnten; davon waren 80 v. H. Arbei­
ter, 17-1 v. H. Privatangestellte und 13-3 v. H. 

M ) D e r B a u einer A r b e i t e r w o h n u n g ist bei Berück­

sichtigung der derzeit geltenden Bau arbeiterlöhne nur ren­

tabel, wenn die monatliche Miete 70 bis 80 Pengö beträgt. 

D i e Einkommensverhältnisse der A r b e i t e r gestatten aber im 

Durchschnitt nur eine A u s g a b e von monatlich 25 bis 

35 P e n g ö für Mietz ins. 
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Wohnungsverhältnisse in Budapest 
[Übersicht XIV] 

Jahr Wohnungs­
dichte *) 

Neubauten 

Jahr Wohnungs­
dichte *) Anzahl 

der Zimmer 

Anzahl 
der Zimmer 
jeWohnung 

1927 i'93 20.806 3'i 
1930 1-84 12.487 2-6 
'935 1-76 12.027 3-9 
3937 i'74 19.478 2-4 
1939 1-75 9.S63 2-2 
1940 t'79 15.067 2-I 
1941 I-Bi 17.077 2*0 

I — I X 1943 1-82 16.392 i'9 

J ) Einwohner je Wohnzimmer (einschließlich Dienslhotcnzimmer) 

Besserung der Lage trat aber nicht bei der Arbeiter­
schaft ein und seit 1930 haben sich die Verhältnisse 
überhaupt nicht wesentlich geändert. Schon die An­
zahl der jährlich, neuerrichteten Wohnungen ist zu 
gering; zudem bestehen aber 50 v . H . aller in den 
Jahren 1930 bis 1941 neugebauten Wohnungen nur 
aus einem Zimmer. 

Einen Schritt zur Lösung des Arbeiter­
wohnungsproblems bedeutet die Regierungsverord­
nung vom Mai 1942. Die Aufgabe des Arbeiter­
wohnungsbaues wird damit den Arbeiter beschäfti­
genden Industrie-, Handels- und Bergbauunterneh­
mungen übertragen und vom Staat durch Steuer- und 
Gebührenbegünstigungen und durch Verzinsungs­
beiträge unterstützt. 

D i e schon seit längerer Zeit tätige Landes-Wohnbau-

Kreditgenossenschaft g e w ä h r t • den Unternehmungen für 

Arbei terwohnungsbauten Obligationsdarlehen bis zur H ö h e 

von 50 v . H. der Gesaratsumme der Baukosten und des B a u ­

grundwertes . D i e Dar lehen werden zu einem K u r s von 

95 v . H . ausgezahlt und sind in z w a n z i g Jahren durch eine 

Annuität von 8*6 v. H . zu t i lgen; in dieser Annuität sind 

5"5 v. H. Zinsen enthalten. Z u r A u f b r i n g u n g der Dar lehen 

gibt die Kreditgenossenschaft jährlich Obl igat ionen im 

Nennwert von 7 bis 7*5 Millionen P e n g ö heraus, die teils 

v o m Landes-Sozialversicherungsinstitut, teils von den 

Privatversicherungsgesel lschaften und B a n k e n übernommen 

werden. D e r Staat sichert den Bauherren Steuer- und Ge­

bührenfreiheit zu, w e n n die Bauten' best immten A n f o r d e ­

rungen genügen und bis spätestens 1. N o v e m b e r 1948 bezieh­

bar sind. D i e Steuerfreiheit wird für dreißig Jahre gewährt 

und erstreckt sich auch auf die Kommunalzuschläge . A u ß e r ­

dem zahlt der Staat durch z w a n z i g Jahre an die Unter­

nehmungen einen jährl ichen Zuschuß in der Höhe v o n 

1-05 v . H . der Baukosten und des Baugrundwertes . D a s 

bedeutet eine V e r b i l l i g u n g der Baukosten oder der Mieten 

" ) V g l . Somlyö, Josef, Wohnungsbauten und W o h ­

nungsbedarf in der Hauptstadt Budapest, in: Ungarisches 

Wirtschaf ts-Jahrbuch 1929, S. 328. ' 

öffentliche Beamte. Rund 50.000 Menschen bewohn­
ten Keller, Dachböden, Werkstätten, Lagerräume 
und Stallungen 1 4 ). Die Wohnungsdichte (Einwohner 
je Wohnzimmer) betrug 1920 noch 2*3 Personen und 
sank bis 1942 auf I - S I (vgl. Ubersicht X I V ) . Die 



um 20 v . H . D i e auf Grund dieser Vorschri f ten errichteten 

Häuser können von den Arbei tern zu Vorzugspreisen als 

E i g e n t u m erworben werden, doch behalten die Unterneh­

mungen ein Vorkaufsrecht . D e r Staat leistet in diesem Fal l 

an die Arbei ter Unterstützungsdarlehen. Arbei ter , die über 

ein entsprechendes Grundstück verfügen, können jedoch auch 

unabhängig v o m Unternehmen ein staatliches Hausbaudar­

lehen in H ö h e von 70 bis 80 v . H . der Baukosten bei 

25jähriger A b z a h l u n g erhalten. 

B is 1945/46 können auf diese W e i s e 3.000 bis 4.000 

Arbei terwohnungen entstehen; die Wohnungsbauten sollen 

über diesen Zei traum fortgesetzt werden. D a s A r b e i t e r ­

wohnungsproblem als ganzes bleibt aber durch die ange­

führten Maßnahmen noch immer ungelöst, vor läuf ig sind 

nur die Grundlagen einer charitativen L ö s u n g . d i e s e r F r a g e 

niedergelegt. 

Zur Lösung der Wohnungsfrage für die Dorf­
bewohner wurden schon seit der Zeit vor dem ersten 
Weltkrieg Maßnahmen getroffen. Im Jahre 1925 
wurde die Landesgenossenschaft für den dörflichen 
Kleinwohnungsbau gegründet, die mäßig zu ver­
zinsende Baumaterialkredite an die durch die Boden­
reform mit Heimstätten bedachte unbemittelte Land­
bevölkerung gewährte. Bis 1940 wurden von dieser-
Landesgenossenschaft an rund 42.000 Personen 
Hausbaukredite im Werte von 58 Millionen Pengö 
gegeben. Auch das Siedlungsgesetz vom Jahre 1936 
enthält Bestimmungen, um die Erwerbung von Haus­
grundstücken zu erleichtern. Vor allem sollen die 
Landarbeiter in die Lage versetzt werden, sich 
Heimstätten zu erwerben. Mit der Bildung des 
Landesfonds für Volks- und Familienschutz im 
Jahre 1940 wurde eine Neuregelung des Wohnungs­
baues für Dorfbewohner durchgeführt (vgl. den fol­
genden Abschnitt). 

Landesfonds für Volks- und Familienschutz 
\ 

Der mit Gesetzartikel X X I I I : 1940 geschaffene 
Fonds (ONCSA) wurde mit der Zielsetzung gegrün­
det, das wirtschaftliche, sittliche und geistige Niveau 
der am meisten darauf angewiesenen Bevölkerung zu 
heben, ihre Lebensverhältnisse zu verbessern und 
die Bevölkerungszunahme zu fördern. Das Gesetz 
hebt vor allem die Unterstützung der kinderreichen 
Familien, die Erfüllung der Kinder schutzaufgaben 
und die Bereitstellung von materiellen Mitteln haupt­
sächlich für Familien, die sich mit Landwirtschaft 
beschäftigen, hervor. Bei den Arbeiten des Fonds 
handelt es sich nicht um Wohltätigkeit, sondern um 
produktive Hilfeleistung. Die in ihrem Lebensunter­
halt gefährdeten Familien erhalten aus dem Fonds 
eine Zuteilung in Form eines Darlehens. Eines der 
charakteristischen Merkmale der neuen Methode der 
ungarischen Sozialpolitik ist, daß grundsätzlich an 
die bedürftige Bevölkerung keine Almosen verteilt 

werden, sondern sich die soziale Arbeit in darlehens­
artigen Zuteilungen abwickelt, die die Unterstützten 
zur Arbeitsleistung anhalten. Bei Unterstütz ungs-
geWährungen werden die besonderen Verhältnisse, 
in denen der einzelne Darlehensnehmer lebt, genau 
untersucht und die Art der Unterstützung darnach 
abgestellt. Vor allem werden die Vertrauenswürdig­
keit und der Fleiß des Anleihesuchenden berück­
sichtigt. Die Arten der Unterstützungen sind sehr 
verschieden: 

A n erster Stelle steht die Err ichtung von H ä u s e r n ' f ü r 

Kletnlandwirte und schlecht bezahlte A r b e i t e r mit w e n i g ­

stens v i e r K i n d e r n (vgl . oben). D i e zu diesem Z w e c k 

bewil l igten Darlehen müssen in dreißig Jahren zurück­

erstattet werden. V o m Anleihebetrag werden v o m vierten 

K i n d angefangen nach jedem weiteren K i n d j e 10 v . H., 

höchstens aber 70 v. H . der Schuld erlassen. Schon 1940 

wurden im R a h m e n dieser W o h n b a u a k t i o n 5.000 Häuser 

mit einem A u f w a n d von 22 Mil l ionen P e n g ö errichtet. 

D i e F ö r d e r u n g der Landwirtschaft , die dem Fonds 

obliegt, bestellt in der Bodenzutei lung v o r allem an Kle in­

landwirte und Landarbei ter und in deren Ansiedlung. D i e 

Gründung von Bodenpachtgenossenschaften w i r d gefördert . 

D i e Beschaf fung von Maschinen und A u s r ü s t u n g für K le in­

landwirte und neue Ansiedler soll in F o r m von Dar lehen 

mit H i l f e von neu zu gründenden Genossenschaften erfol­

gen. D e n begünstigten L a n d w i r t e n werden auch Nutzt iere 

zugewiesen, für die die Rückzahlung nicht in Bargeld , son­

dern durch den natürlichen E r t r a g der erhaltenen T i e r e 

erfolgen soll. D a m i t für eine große Zahl E r w e r b s m ö g l i c h ­

keiten geschaffen werden, soll der Fonds auf genossen­

schaftlicher Grundlage Betriebe z u r Wei terverarbe i tung 

landwirtschaft l icher E r z e u g n i s s e errichten. D i e A u s n ü t z u n g 

der im W i n t e r in den D ö r f e r n brachliegenden Arbei tskräf te 

soll durch eine Hausgewerbeakt ion ermöglicht werden. 

Der Landesfonds muß laut Gesetz jährlich vom 
Staat mindestens einen Betrag von 46 Millionen 
PengÖ zugewiesen erhalten. Zur Aufbringung des 
Betrages wird im ganzen Land eine Steuer erhoben. 
Die einzelnen Komitate werden aus dem Fonds nach 
der Große ihrer sozialen Aufwendungen beteilt. Zur 
Durchführung der Aufgaben des Fonds — insbe­
sondere zur Verteilung der staatlichen Gelder an die 
Anspruchsberechtigten — wurden bis Ende 1942 
schon 82 Wohlfahrtsgenossenschaften mit einem Be­
triebskapital in Höhe von 58*5 Millionen Pengö ge­
gründet. Diese sind staatliche Organe, die unmittel­
bar dem Sozialen Landesinspektorat unterstellt sind; 
ihre Leitung wurde überwiegend Verwaltungsbeam­
ten übertragen. 

Durch die jährlichen Zuweisungen des Staates 
und die Rückzahlungen für die schon gewährten 
Darlehen wird der Fonds nach Jahren zu einem 
mächtigen Nationalvermögen anwachsen. 1941 und 
1942 zusammen erreichten die Darlehen des 
Landesfonds mehr als 120 Millionen Pengö (vgl. 
Obersicht X V ) . Die Verwendungen der Mittel wer-
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[Übersicht XV] 

Jahr 
Nicht rückzahlbare 

Unterstützungen 
in Mill. Pengö 

Zahl der unter­
stätzten Familien 

Zahl der Kinder 
der unterstützten 

Familien 

IQ4I 
1942 21 480.500 1 ,416.500 

Unverzinsliche Dar­
lehen in Mill. Pengö 

1941 
1942 

65 \ 
5 8 / 

9 1 . 4 1 6 313-868 

den ausschließlich durch volkswirtschaftliche und 
nicht durch privatwirtschaftliche Gesichtspunkte be­
stimmt 1 5 ) . 

Der Fonds wird als Vermögensgegenstand vom 
Innenminister verwaltet. Bei der Lenkung und Kon­
trolle wirken Behörden und zu diesem Zweck gebil­
dete Organe nach einem bestimmten Verfahren mit. 

1 S ) V g l . Esstergdr, Ludwig, Die Wohlfahrtsgenossen-

schaften in U n g a r n , in: Ungarisches Wirtschafte-Jahrbuch 

1942, S. 464 ff. 

Die Schaffung eines Landesfonds für Volks­
und Familienschutz gehört in die Reihe jener Maß­
nahmen, durch die in den letzten Jahren Ungarn 
eine durchaus neuzeitliche Gestaltung der Sozial­
politik eingeleitet hat. Wenn auch die Neuerungen im 
sozialen System Ungarns vielleicht weniger in Durch­
führung einer tragenden Staatsidee und nicht aus­
gehend von einem einheitlichen Grundgesetz erfolg­
ten, so sind doch die einzelnen Maßnahmen geeig­
net, zu einer Ordnung und Besserung des sozialen 
Lebens des Landes entscheidend beizutragen. Mit 
Rücksicht auf die schwere politische und wirtschaft­
liche Einbuße durch das Friedensdiktat von Trianon, 
unter dem Ungarn zwei Jahrzehnte lang zu leiden 
hatte, sind die bisher auf sozialpolitischem Gebiet 
erreichten Leistungen bedeutend. Durch die sozial­
politische Entwicklung, die seit dem Jahre 1935 
einen neuen Aufschwung erhielt (Lohn-, Arbeiter­
schutz- und Familienschutzpolitk), übertrifft Ungarn 
in dieser Hinsicht heute viele europäische Länder 
und kann den westeuropäischen Industriestaaten 
gleichgestellt werden. 


